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I. Teilnehmer 

Zu der Konferenz waren 1009 Teilnehmer aus 85 
Mitgliedstaaten der IPU erschienen, davon 541 
Delegierte. Folgende internationale Organisationen 
entsandten Beobachter: Vereinte Nationen, UNC- 
TAD, UNESCO, Weltgesundheitsorganisation, La- 
teinamerikanisches Parlament, Organisation der 
amerikanischen Staaten, Asiatische Parlamentarier- 
Union, Europarat, Internationale Vereinigung der 
französisch sprechenden Parlamentarier, Arabische 
interparlamentarische Union, Palestine National 
Council (PLO). 


Der Bundestag entsandte folgende Delegation: 

Abg. Amrehn (CDU/CSU) , Leiter der Delegation 
Abg. Dr. Corterier (SPD), Stellvertretender Leiter 
Abg. Frau Fischer (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Hennig (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Jaeger (CDU/CSU) 

Abg. Kraus (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Köhler (Wolfsburg) (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Kraske (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) 
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Abg, Dr. Mende (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Holtz (SPD) 

Abg. Männing (SPD) 

Abg. Mattick (SPD) 

Abg. Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD) 
Abg. Polkehn (SPD) 

Abg. Reuschenbach (SPD) 

Abg. Voigt (Frankfurt) (SPD) 

Abg. Wurbs (FDP) 


II. Entschließungen 

Die Konferenz verabschiedete folgende Entschlie- 
ßungen: 

Die Verwirklichung des Schlußdokuments der 
10. UN-Sondervollversammlung über Abrüstung 

Die Nahost-Frage und das Palästina-Problem 

Der Schutz der Familie und die allgemeine Kin- 
der- und Jugendfürsorge im Zusammenhang mit 
dem Internationalen Jahr des Kindes 

Die Durchführung der UN-Empfehlungen über 
Dekolonialisierung 

Die gesetzlichen Aspekte des Welträumrechts 

Mittel und Wege zur Förderung der internatio- 
nalen Verständigung und Zusammenarbeit und des 
Friedens in den Bereichen der Erziehung, Informa- 
tion und Kommunikation 

Diese Entschließungen sind in deutscher Überset- 
zung beigefügt. 


IIL Eröffnung der Konferenz 

Die Eröffnung der Konferenz fand am 13. Septem- 
ber 1979 im Circulo Militär, Caracas, in Anwesen- 
heit des venezolanischen Staatspräsidenten Dr. 
Luis Herrera Campins statt. Der Präsident des 
Venezolanischen Parlaments, Dr. Godofredo Gonza- 
les, hob in seiner Begrüßungsansprache besonders 
die in Venezuela verfassungsmäßig garantierte Exi- 
stenz mehrerer Parteien und die angemessene Ver- 
tretung der Minderheiten hervor und bekannte sich 
zu den Zielen der IPU als eines wirkungsvollen 
Instruments für den Frieden und die weltweite 
Verständigung. Namens der Interparlamentarischen 
Union dankte der Präsident des Interparlamentari- 
schen Rates, Sir Thomas Williams, für die Gast- 
freundschaft der venezolanischen Gruppe, und als 
Vertreter des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen, Dr. Kurt Waldheim, verlas Dr. Javier 
Perez de Cuellar eine Botschaft des Generalsekre- 
tärs. 

Der venezolanische Staatspräsident erwähnte in 
seiner Eröffnungsansprache besonders den Kampf 
um die Menschenrechte; Venezuela fühle sich soli- 
darisch mit allen, die die Freiheit liebten und 
Tyrannen, Diktatoren, Despoten und den Totalita- 


rismus bekämpften. Er erinnerte an die Erlangung 
der Souveränitätsrechte durch Surinam und die 
neuen karibischen Republiken. Im Zusammenhang 
mit der Bevölkerungsexplosion betonte Präsident 
Herrera, daß nicht nur mehr produziert werden 
müsse, um dem Hunger zu begegnen, sondern daß 
auch unter besseren Bedingungen produziert wer- 
den müsse. Die ölerzeugenden Länder bemühten 
sich um die Lieferung der nötigen Energie, so daß 
die Produktion nicht unterbrochen werde, und sie 
bemühten sich desgleichen um erleichterte Liefer- 
bedingungen für die Verbraucherländer. Der Erfor- 
schung von alternativen Energiequellen stünden 
sie keineswegs ablehnend gegenüber, sondern 
sähen diese alternative Energie als ein faszinieren- 
des Gebiet für Investitionen und Forschung an. 


IV. Ablauf der Tagung 

Der Präsident der Interparlamentarischen Gruppe 
von Venezuela, Dr. Gonzales, wurde zum Konfe- 
renzpräsidentön, die Leiter der anderen nationalen 
Delegationen — unter ihnen Abg. Amrehn — 
wurden zu Vizepräsidenten der Konferenz gewählt. 
Zu Beginn ihrer Arbeiten appellierte die Konferenz 
mit einem einstimmig angenommenen Entschlie- 
ßungsantrag — der von den Delegationen von 
Bolivien, Brasilien, Kolumbien, Costa Rica, Kuba, 
Ecuador, Mexico und Venezuela vorgelegt worden 
war — an die Solidarität aller Regierungen auf der 
ganzen Welt, im Hinblick auf die durch die Hurri- 
cans verursachten Zerstörungen in der Karibik zum 
wirtschaftlichen Wiederaufbau der davon betroffe- 
nen Länder beizutragen, vor allem auch durch die 
Lieferung von Medizin, ärztliche Hilfe und Ausrü- 
stungen. 


Allgemeine Aussprache 

Beherrschende Themen der allgemeinen Ausspra- 
che waren ein weiteres Mal der Rüstungswettlauf, 
die Nah-Ost-Frage und im Zusammenhang mit der 
Frage der Schaffung einer neuen Weltwirtschafts- 
ordnung das Energieproblem. 

Ein Antrag des britischen Abg. Page, die Frage 
der Vietnamflüchtlinge auf die Tagesordnung der 
Konferenz zu setzen, erreichte nicht die erforderli- 
che Zweidrittel-Mehrheit. So konnte die Flücht- 
lingsfrage nur im Rahmen der allgemeinen Aus- 
sprache, jedoch nicht aufgrund eines formulierten 
Antrages behandelt werden. Redner aus allen poli- 
tischen Lagern verurteilten übereinstimmend das 
sich immer mehr verschärfende Tempo des 
Rüstungswettlaufs und bezeichneten das SALT-II- 
Abkommen als Schritt in die richtige Richtung. Die 
Wichtigkeit der baldigen Unterzeichnung des 
Abkommens wurde hervorgehoben. Allerdings ver- 
traten westliche und östliche Sprecher die Mei- 
nung, daß dieses Abkommen noch nicht ausrei- 
chend sei; neue Anstrengungen in Richtung auf 
vollständige Abrüstung, nicht nur Begrenzung der 
Rüstung, müßten unternommen werden. Abg. 
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Amrehrt (Bundesrepublik Deutschland) unterstützte 
den im Redaktionskomitee des Politischen Aus- 
schusses erreichten Konsens über den vorgelegten 
Text. Wenn es keine Übereinstimmung in den 
Prinzipien gebe, sei auch nicht mit praktischen 
Ergebnissen in Verhandlungen zu rechnen. Eines 
der praktischen Ergebnisse liege in Gestalt des 
SALT-II- Abkommens vor. Ein besseres Verständnis 
zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika 
und Sowjetrußland liege im Interesse des Weltfrie- 
dens. Er wolle sich nicht in den Prozeß der 
Ratifikation einmischen; aber die in diesem 
Abkommen erzielten guten Ergebnisse sollten 
durch keinerlei Aktion von außen gestört werden. 
Hier sei Nummer 9 g der Entschließung angespro- 
chen, daß nämlich die nuklearen Waffen auf der 
Grundlage einer tatsächlichen Parität begrenzt 
werden sollten, um Konfliktmöglichkeiten auszu- 
schalten und zu vereinbarten Verträgen zu kom- 
men. Verträge seien heute wichtiger denn je, um 
das Ziel der internationalen und nationalen Kon- 
trolle der Rüstungsbegrenzung zu erreichen. In 
diesem Zusammenhang begründete Abg. Amrehn 
den von der Gruppe der Bundesrepublik Deutsch- 
land vorgelegten Änderungsantrag, in dem eine 
Kontrolle des Waffenhandels gefordert wird. Die 
Annahme dieses Antrags werde die öffentliche 
Meinung in der Welt im Sinne der Rüstungsbe- 
grenzung beeinflussen. Abg. Rüben (UdSSR) gab zu 
bedenken, daß das Problem des Waffenhandels 
nicht allein von der UdSSR und den USA gelöst 
werden könne, die anderen Länder müßten mithel- 
fen. 

In der Nah-Ost-Frage stand Israel einer zahlen- 
mäßig übermächtigen Front von Befürwortern eines 
Palästinenserstaates und des Abzugs aus den 
besetzten Gebieten gegenüber. Von fast allen Red- 
nern des Ostblocks und der Dritten Welt — mit 
Ausnahme Kenias — wurde auch das israelisch- 
ägyptische Abkommen verurteilt, das die Span- 
nungen im Nahen Osten erhöhe, anstatt sie zu 
vermindern. Auch Vertreter blockfreier Länder — 
Jugoslawien, Bangladesch, die Philippinen, Malay- 
sia, Indonesien — sowie Spanien und Portugal 
schlossen sich dieser Meinung an. Der israelische 
Delegationsleiter Corfu verteidigte das Camp- 
David-Abkommen, das mit erheblichen Zugeständ- 
nissen von seiten Israels verbunden sei und das 
den bei den Vertragsschließenden bestehenden 
Wunsch nach Frieden beweise. Er unterstrich, daß 
die Geschichte des jüdischen Volkes unlösbar mit 
Palästina verbunden sei. Ein amerikanischer Red- 
ner erkannte den Palästinensern das Recht zu, an 
der Regelung der ihre Zukunft betreffenden Fragen 
mitzuwirken. Die westlichen Redner traten über- 
einstimmend für das Camp-David-Abkommen ein. 
Ein australischer Sprecher betonte, daß Friede in 
der Region nur dann möglich sei, wenn das 
Lebensrecht Israels anerkannt werde und wenn die 
Palästinenserfrage gelöst werde. 

In den Diskussionsbeiträgen zu der Wirtschafts- 
und Energiefrage wurde insbesondere von Spre- 
chern der Dritten Welt der Besorgnis über die 
Ölpreiserhöhung Ausdruck gegeben; ein thailändi- 
scher Sprecher appellierte an die OPEC, von wei- 
teren Erhöhungen des Ölpreises abzusehen. — 


Sprecher der Dritten Welt befürchteten, daß das 
Flüchtlingsproblem in Ostasien die Stabilität der 
Region bedrohe, und forderten auf internationale 
Solidarität gegründete Maßnahmen zur Behebung 
dieses Problems. 


Der Schutz der Familie und die allgemeine Kinder- 
und Jugendfürsorge im Zusammenhang mit dem 
Internationalen Jahr des Kindes 

Die Debatte über dieses Thema wurde dadurch 
gekennzeichnet, daß so gut wie keine gegensätzli- 
chen Meinungen über die vorgelegte Entschließung 
zu verzeichnen waren. Die Veranstaltung des Inter- 
nationalen Jahres des Kindes wurde von allen 
Seiten begrüßt, und von vielen Rednern aus allen 
Lagern wurde der Meinung Ausdruck gegeben, daß 
diesem Jahr nun praktische Ergebnisse — eine 
Verbesserung aller das Kind betreffenden Lebens- 
umstände — folgen müßten. Millionen junger Men- 
schen lebten noch in Unwissenheit und Armut. 
Hier wurde besonders auf den Zusammenhang mit 
dem Rüstungswettlauf hingewiesen; durch seine 
Beendigung würden Mittel zur Bekämpfung von 
Armut und Hunger freigesetzt. Immer wieder 
wurde auch die Notwendigkeit der Schaffung einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung hervorgehoben, 
weil alle Bemühungen um das Kind nutzlos seien, 
wenn der Gegensatz zwischen arm und reich, 
zwischen den ärmsten Ländern der Welt und den 
Industrieländern nicht aufgehoben werde. Täglich 
würden 3 Millionen Kinder geboren; seit 1955 habe 
sich die Zahl der Kinder um die Hälfte erhöht. 
Heute lebten 1,5 Mrd. Kinder unter 15 Jahren auf 
der Welt; die Hälfte aller Sterbefälle auf der Welt 
entfalle auf Kinder unter fünf Jahren; 500 Millio- 
nen Kinder wüchsen mit ernsten physischen oder 
geistigen Schäden auf. Besondere Sorge müsse den 
behinderten Kindern gelten. Einige Delegierte 
erklärten, materielle Hilfe reiche nicht aus; der 
Kern des Problems sei die Existenz von Liebe, 
Zuneigung und Zuwendung innerhalb der Familie, 
die die grundlegende Zelle der Gesellschaft bleibe. 
Das Kind dürfe niemals von ihr isoliert betrachtet 
werden. Das Schicksal der Gesellschaft hänge von 
den Vorkehrungen ab, die sie für Gesundheit und 
Erziehung der Kinder treffe. Vielfach wurde auch 
der ernsten Sorge über den sich verstärkenden 
Drogenkonsum Ausdruck gegeben und wurden 
geeignete Maßnahmen hiergegen gefordert. 

Abg. Dr. Köhler (Wolfsburg) (Bundesrepublik 
Deutschland) erklärte, er werde über Sachverhalte 
sprechen, die in erster Linie den Bürger und 
Menschen in seiner Individualität beträfen und erst 
in zweiter Linie ein internationales Problem seien. 
Eheschließungen zwischen Angehörigen verschie- 
dener Völker und Kulturen seien ein Zeichen für 
den friedlichen Internationalismus; im Falle des 
Scheiterns jedoch müßten die schwersten Folgela- 
sten von den Kindern getragen werden. Er erwähnt 
in diesem Zusammenhang das sog. „Legal kidnap- 
ping“, d. h. die Entführung eines Kindes aus der 
gemeinsamen Wohnung in das Heimatland eines 
Eheteils. Diese Kindesentführung sei keineswegs 
legal, sondern inhuman und grausam. Die Kinder 


3 



Drucksache 8/3459 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


hätten Anspruch auf ein ordentliches Verfahren, 
bei dem das Wohl des Kindes im Mittelpunkt 
stehen müsse. Es gebe Aktivitäten im Europarat, in 
der Haager Konferenz für internationales Privat- 
recht und der Konferenz der Justizminister der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 
die auf eine Lösung dieses Problems abzielten. 
Diese Aktivitäten würden von der Interparlamenta- 
rischen Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 
unterstützt. Eine Regelung werde angestrebt, die 
die sofortige Rückführung des Kindes an den 
früheren Aufenthaltsort sicherstelle. Besonders hob 
Abg. Dr. Köhler in diesem Zusammenhang die 
diskriminierenden Maßnahmen gegen Kinder von 
Dissidenten hervor; Berufsverbote gegen Kinder 
sollten die einhellige Ablehnung der Union finden. 

Die Durchführung der UN-Empfehlungen über 
Dekolonialisierung 

Bei der Diskussion dieses Themas bestand Einig- 
keit lediglich darin, daß der Kolonialismus im 
allgemeinen im 20. Jahrhundert beseitigt worden 
sei und daß es nur noch um die Beseitigung der 
letzten Spuren des Kolonialismus und Rassismus 
gehe. So konzentrierte sich die Debatte im wesent- 
lichen auf die drei Probleme Südafrika, Zimbabwe 
und Namibia. Allgemein wurde die Apartheidspoli- 
tik scharf verurteilt. Die britische Initiative zur 
Einberufung der Londoner Konferenz fand allge- 
mein Zustimmung; sie wurde als Ausgangspunkt 
einer günstigen Entwicklung angesehen. Viele Red- 
ner bezeichneten die Verhältnisse in Südafrika als 
eine Bedrohung des Weltfriedens- Redner des Ost- 
blocks forderten die Übergabe der Macht an -die 
Patriotische Front in Zimbabwe. Der Sprecher der 
Vereinigten Staaten erklärte, daß Südafrika und 
Rhodesien . keinerlei Hilfe geleistet werde; bei 
einem Andauern der dortigen Verhältnisse würden 
die Vereinigten Staaten prüfen, ob wirtschaftliche 
Maßnahmen ergriffen werden müßten. Ein finni- 
scher Redner forderte die Einstellung des Handels 
mit Südafrika. 

Heftige Auseinandersetzungen, insbesondere, zwi- 
schen Delegierten Marokkos und Algeriens, ent- 
standen in der Polisariofrage. Von algerischer Seite 
wurde gefordert, der Westsahara Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit zu gewähren. Am Rande der 
Konferenz wurde bekannt, daß die Polisariobewe- 
gung von nicht weniger als 32 Staaten bereits 
anerkannt wird: Afghanistan, Algerien, Angola, 
Benin, Burundi, Kambodscha, Kap Verde, Kongo, 
Äthiopien, Guinea-Bissau, Äquatorial-Guinea, Laos, 
Madagaskar, Mosambik, Panama, Demokratische 
Volksrepublik Korea, Ruanda, Sao Tome und Prin- 
cipe, Seyschellen, Tansania, Togo, Vietnam, Demo- 
kratische Volksrepublik Jemen, Ghana,' Grenada, 
Guyana, Jamaika, Santa Lucia, Dominikanische 
Republik, Uganda, Nicaragua, Mexiko. 

Ost-Timor war ein weiteres mehrfach erwähntes 
Problem. Indonesische Delegierte lehnten die Dis- 
kussion dieses Themas ab, da das Volk von Ost- 
Timor in einer freien Abstimmung Teil Indonesiens 
geworden sei. Demgegenüber wiesen Mitglieder 
der australischen Delegation darauf hin, daß der 


Bevölkerung von Ost-Timor die Menschenrechte 
von Indonesien verweigert würden, und ein portu- 
giesischer Delegierte nannte die Annexion Ost- 
Timors eine Verletzung des Völkerrechts. 

Abg. Dr. Holtz (Bundesrepublik Deutschland) 
führte aus, die Gruppe habe sich bei der Schlußab- 
stimmung über die Entschließung in Prag der 
Stimme enthalten. Diese Enthaltung beziehe sich 
jedoch nur auf die unterschiedlichen Auffassungen 
über die Mittel und Wege, mit denen sich die 
Dekolonialisierung erreichen lasse. Die Bundesre- 
publik Deutschland unterstütze die unter kolonia- 
ler Unterdrückung lebenden Völker. Es stehe zu 
hoffen, daß die Probleme des südlichen Afrika im 
Wege eines friedlichen Übergangs zu einem demo- 
kratischen Regime gelöst werden könnten. Die 
Apartheidspolitik bedrohe den Frieden. Er persön- 
lich begrüße die Tatsache, daß die Polisario- 
Bewegung große Fortschritte bei der Stabilisierung 
eines eigenen Staatsgebiets und der Schaffung 
eines souveränen Staates gemacht habe; diese 
Fortschritte verdienten den Respekt aller direkten 
Nachbarn. Sein Land werde bald diplomatische 
Beziehungen mit Angola aufnehmen, das eine 
Schlüsselfunktion in Südafrika habe. Auf dem 
Gebiet der früheren deutschen Kolonie Südwest- 
afrika, Namibia, müßten, im Einklang mit der Initia- 
tive Großbritanniens, Frankreichs, Kanadas, der 
USA und der Bundesrepublik Deutschland, die 
Bemühungen ermutigt werden, die auf eine friedli- 
che Lösung und die Verwirklichung der Unabhän- 
gigkeit Namibias abzielten. Die weißen Südafrika- 
ner müßten z. B. durch die Einstellung des Imports 
von Agrarprodukten von Südafrika in die Bundes- 
republik Deutschland zur Aufgabe ihrer Prinzipien 
gedrängt werden. Die zur Zeit in London stattfin- 
denden Verhandlungen über Zimbabwe seien zu 
begrüßen; die von der britischen Regierung vorge- 
legten Vorschläge könnten als Basis für eine neue 
politische Ordnung in Zimbabwe dienen. Abschlie- 
ßend spricht sich Abg. Dr. Holtz dafür aus, die 
Bemühungen um die Dekolonialisierung im südli- 
chen Afrika, aber auch in anderen Gebieten wie 
z. B. Ost-Timor, fortzusetzen. 

Mittel und Wege zur Förderung der internationalen 
Verständigung und Zusammenarbeit und des Frie- 
dens in den Bereichen der Erziehung, Information 
und Kommunikation 

Die Debatte ergab, daß die Entwicklungsländer 
auf diesem Gebiet mehr Hilfe von den Industrie- 
ländern erwarten, die ihrerseits großen Wert auf 
den freien Fluß der Information und den ungehin- 
derten gegenseitigen Austausch von Informationen 
legen. Delegierte des Westens wiesen besonders 
darauf hin, daß der freie Fluß der Information nicht 
nur in eine Richtung gehen dürfe. Ein britischer 
Redner teilte mit, daß 9 afrikanische Länder über- 
haupt keine Zeitung hätten. Nur 15 hätten eine 
Verbreitung von Zeitungen in mehr als 10 Exem- 
plaren pro Tausend der Bevölkerung. Es wurde 
gefordert, daß die Entwicklungsländer mit der nöti- 
gen Technologie auf diesem Gebiet ausgerüstet 
werden, sie müßten aber auch die Mittel zur 
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Ausbildung des erforderlichen Fachpersonals erhal- 
ten. All dies müsse in einem Geist der Nichteinmi- 
schung in die inneren Angelegenheiten dieser Län- 
der vor sich gehen. Besonders große Aufmerksam- 
keit erfordere der Kampf gegen den Analphabetis- 
mus; seine Beseitigung sei die grundlegende Vor- 
aussetzung für eine ausgewogene Situation auf 
dem Gebiet der Information. Ein polnischer Dele- 
gierter erklärte, daß die Freiheit des Ausdrucks 
und der Information integrale Bestandteile der 
Menschenrechte seien-, von der Freiheit müsse 
jedoch ein „korrekter Gebrauch" gemacht werden. 
Andere Ostblock-Redner, aber auch ein französi- 
scher Delegierter machten auf die Gefahren auf- 
merksam, die in der Verteilung von Information 
durch einige wenige Agenturen liege. Informa- 
tionsfreiheit bedeute nicht die Freiheit der Verbrei- 
tung von Propaganda, unter Umständen für Krieg 
und Rassismus. 

Abg. Frau Fischer (Bundesrepublik Deutschland) 
führte folgendes aus: Eines der zentralen > Ziele 
bestehe in der Forderung des freien Flusses der 
Information zwischen den Völkern, den es weder 
zwischen Ost und West noch in der Nord-Süd- 
Riditung gebe. Aber in beiden Fällen stelle sich das 
Problem verschieden dar: Zwischen Ost und West 
gebe es zwar alle technischen Möglichkeiten der 
Information; man gewinne jedoch den Eindruck, 
daß der freie Ausausch nicht von allen Seiten 
gewünscht werde. Die Gruppe der Bundesrepublik 
Deutschland habe deshalb einen Änderungsantrag 
gestellt, in dem auf die Forderungen der Schluß- 
akte von Helsinki — „Erleichterung der freieren 
und weiteren Verteilung von Informationen aller 
Art" und „gegenseitiger freier Fluß der Information 
zwischen allen Völkern" — Bezug genommen wer- 
de. Außerdem schlage die Gruppe vor, bestehende 
Einschränkungen der Informationsfreiheit abzu- 
schaffen. Der freie Informationsaustausch könne 
auch zur Lösung der Probleme in der Nord-Süd- 
Richtung beitragen. In den Entwicklungsländern 
müßten freie und unabhängige Nachrichtenagentu- 
ren und Massenmedien aufgebaut werden, so daß 
diese Länder nicht nur auf die Nachrichten der 
östlichen und westlichen Medien angewiesen seien. 
Der für diese Fragen zuständige Ausschuß des 
Deutschen Bundestages habe in den letzten drei 
Jahren mehr als 60 Medienprojekte in 38 Entwick- 
lungsländern unterstützt. Ohne die garantierte 
Pressefreiheit könne keine Demokratie entstehen. 


Die gesetzlichen Aspekte des Weltraumrechts 

Alle Teilnehmer an der Debatte waren sich einig 
in der Notwendigkeit der Nutzung des Weltraums 
zu ausschließlich friedlichen Zwecken. Besondere 
Anerkennung fanden die Beiträge der Vereinigten 
Staaten von Amerika und der Sowjetunion zur 
Entwicklung der Weltraumtechnologie; diese gro- 
ßen Fortschritte erforderten internationale Zusam- 
menarbeit.- Die Fortschritte der Raumfahrt sollten 
allen Menschen zugute kommen. Mit Genugtuung 
wurde registriert, daß die Vereinten Nationen 
einen Vertrag über die Nutzung des Mondes vorle- 
gen würden; die dortigen Bodenschätze seien 


Eigentum der ganzen Menschheit. Die UdSSR, 
unterstützt von Sprechern der Dritten Welt, forder- 
te, daß Weltraumfotos von fremden Ländern nicht 
frei verbreitet werden dürften, sondern nur mit 
Zustimmung der betreffenden Länder. Auch sollten 
Fernsehübertragungen nur mit Zustimmung der 
Empfangsstaaten verbreitet werden. Ein französi- 
scher Sprecher betonte, daß Fernsehsendungen, die 
von Satelliten in ein bestimmtes Land ausgestrahlt 
würden, Übereinstimmung zwischen Sende- und 
Empfangsland erforderten. Von mehreren Rednern 
wurde auf die Notwendigkeit des Abschlusses von 
internationalen raumrechtlichen Vereinbarungen 
mit Bezug auf den zunehmenden Raumverkehr 
hingewiesen. Auch wurde vielfach Besorgnis 
wegen der „Militarisierung" des Weltraums geäu- 
ßert. Es wurde behauptet, 60 ®/o aller Satelliten 
dienten militärischen Zwecken. Ein marokkani- 
scher Sprecher forderte in Übereinstimmung mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika die Errich- 
tung eines Gremiums zur Kontrolle der Satelliten. 
Es wurde betont, daß die rechtlichen Bestimmun- 
gen auf diesem Gebiet noch sehr unvollkommen — 
„embryonal" — seien. Der Sprecher der Vereinig- 
ten Staaten von Amerika beklagte, daß in einigen 
Teilen der Entschließung versucht werde, die fort- 
schrittliche Nutzung des Weltraums zu begrenzen. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika arbeiteten 
mit allen anderen Staaten zusammen, um die 
Ergebnisse von Raumaktivitäten verfügbar zu 
machen. Sie seien jedoch gegen eine Begrenzung 
der eigenen Raumaktivitäten oder die anderer Völ- 
ker und widersprächen insbesondere der Begren- 
zung des freien Flusses der Information über die 
Raumtechnologie. 


V. Sitzungen des Interparlamentarischen 
Rates am 12. und 21. September 1979 

Der Rat hatte auf seiner 124. Sitzung am 21. April 
1979 in Prag einen Sonderausschuß mit der Auf- 
gabe eingesetzt, dem Rat in Caracas einen Bericht 
über die Situation in bezug auf die Menschen- 
rechte in Südamerika, besonders in Argentinien, 
Chile, Nicaragua und Uruguay, zu erstatten. Vor- 
sitzender des Sonderausschusses war der costarika- 
nische Abg. Nieto, Berichterstatter der senegalesi- 
sche Abg. Warte. Der Ausschuß kam zu dem 
Ergebnis, daß in den genannten Ländern ein prak- 
tisch rechtloser Zustand bestehe. In einigen latein- 
amerikanischen Ländern seien Morde aus politi- 
schen Gründen eine übliche Praxis, schwere Ver- 
letzungen der Menschenrechte an der Tagesord- 
nung. Der Interparlamentarische Rat beschloß, sich 
an die betreffenden Regierungen zu wenden mit 
dem Ersuchen, die Herrschaft des Rechts in diesen 
Ländern wiederherzustellen und die nationalen 
Gruppen aufzufordern, dem Bericht größtmögliche 
Publizität zu geben und durch eine Reihe von 
Einzelmaßnahmen — u. a. Entsendung von Parla- 
mentariern in die genannten Länder; Bitte an die 
Regierungen, sich bei den Behörden der genannten 
Länder dafür einzusetzen, daß keine Personen ein- 
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fach verschwinden; Bitte an die Regierungen, den 
genannten Ländern keine militärische oder finan- 
zielle Hilfe zu leisten — zu versuchen, auf die 
bestehenden Unrechtstatbestände einzuwirken. *) 
— Im Rahmen der Beratung des Berichts des 
Sonderausschusses über die Verletzung von Men- 
schenrechten von Parlamentariern wurden solche 
Verletzungen im Falle von Parlamentariern aus 
Argentinien, Barein, Brasilien, Chile, Guatemala, 
Indonesien und Uruguay diskutiert. Der Rat beauf- 
tragte den Generalsekretär, zweckentsprechende 
Schritte zur Aufklärung der einzelnen Fälle einzu- 
leiten. Eine besonders ausgedehnte Debatte ent- 
stand im Falle des früheren Abg. Lee Tee Tong aus 
Singapur, der seit 1963 ohne Gerichtsverfahren 
inhaftiert ist. Die Regierung von Singapur will ihn 
aus der Haft entlassen, wenn er entweder dem 
bewaffneten Kampf der kommunistischen Partei 
von Malaysia mit dem Ziel, die rechtmäßig 
gewählte Regierung von Singapur zu stürzen, 
absage oder wenn er in ein Land seiner Wahl 
auswandere oder in sein Heimatland (China) 
zurückkehre, Lee Tee Tong, der sich als Gewerk- 
schaftler bezeichne, lehne dies ab. Der Rat 
beschloß, die Regierung von Singapur aufzufor- 
dern, Lee Tee Tong sofort und ohne Bedingung zu 
entlassen, und ersuchte die nationale Gruppe von 
Singapur, darauf hinzuwirken. 

Insgesamt zeigte auch diese Aussprache, daß die 
IPU mit dem Sonderausschuß für die Verletzung 
von Menschenrechten von Parlamentariern ein wir- 
kungsvolles Instrument zur Verteidigung der 
Rechte der Parlamentarier und damit zur Stärkung 
des parlamentarischen Systems insgesamt geschaf- 
fen hat. 

Der Generalsekretär erstattete einen Bericht über 
die internationale Konferenz über Bevölkerung und 
Entwicklung in Sri Lanka vom 28. August bis 
1. September 1979. Der Rat nahm mit Genugtuung 
von den Ergebnissen der Konferenz Kenntnis und 
forderte die nationalen Gruppen auf, die Empfeh- 
lungen der Konferenz sowie die nationalen und 
regionalen Programme des Bevölkerungsfonds der 
Vereinten Nationen zu unterstützen. 


VL Abschluß der Konferenz 

Den Plenarsitzungen vom 13. bis 18. September 
folgten am 19./20. September die Ausschußsitzun- 
gen, in denen über die der Konferenz vorgelegten 
Änderungsanträge beraten wurde. Im Politischen 
Ausschuß (Stimmführer der Delegation der Bundes- 
republik Deutschland: Abg. Amrehn) wurde der 
Antrag der Bundesrepublik Deutschland, Zahlen 
über den Waffenhandel zu publizieren, mit 39 : 10 
Stimmen angenommen. Als Sprecher der Ostblock- 
länder sprach sich der mongolische Delegierte 
dagegen aus-, er erklärte, die Zeit für eine solche 

*) Der Rat nahm mit Genugtuung von dem Ende der Dik- 
tatur und der beginnenden Demokratisierung in Nica- 
ragua Kenntnis und gab der Hoffnung Ausdruck, daß 
er bald freigewählte Vertreter des nicaraguanischen 
Volkes in seiner Mitte begrüßen könne. 


Veröffentlichung sei noch nicht reif. Der polnische 
Delegierte enthielt sich der Stimme. Bei den Bera- 
tungen des Politischen Ausschusses kam es zu 
einem Zwischenfall. Die Entschließung über das 
Nahost-Problem war von einem Redaktionskomitee 
dieses Ausschusses auf der Grundlage eines von 
Frankreich, Spanien, Portugal und Italien vorgeleg- 
ten Papiers in halbwegs ausgewogener Form bei 
10:1 : 3 Stimmen verabschiedet worden; die Ver- 
treter der Bundesrepublik Deutschland hätten sich, 
wenn das Papier in dieser Form vom Ausschuß 
angenommen worden wäre, bei der Schlußabstim- 
mung der Konferenz der Stimme enthalten können. 
In der Beratung im Ausschuß wurden jedoch von 
arabischer Seite, aber auch von seiten des jugosla- 
wischen Vorsitzenden des Redaktionsausschusses 
Änderungsanträge gestellt, die auf eine eindeutige 
Verurteilung Israels hinausliefen und die Balance 
des Papiers in Frage stellten. Daraufhin sah sich 
der Berichterstatter, der französische Abg. Chan- 
dernagor, dazu veranlaßt, seine Berichterstattung 
niederzulegen, da der Vorsitzende des Redaktions- 
ausschusses den dort erzielten Kompromiß vertei- 
digen müsse und ihn nicht durch Änderungsan- 
träge im Vollausschuß in Frage stellen dürfe. Die 
Form, die die Entschließung nach den Beschlüssen 
im Vollausschuß erhielt, machte es der Delegation 
der Bundesrepublik Deutschland unmöglich, sich 
der Stimme zu enthalten. Die Entschließung wurde 
mit 37 : 4 : 10 Stimmen verabschiedet. Der Vertreter 
der Bundesrepublik Deutschland stimmte dagegen. 
Immerhin wurde ein bulgarischer Antrag, die terro- 
ristischen Akte in Israel nicht zu erwähnen, mit 
der knappen Mehrheit von 25 : 30 : 3 Stimmen 
abgelehnt. 

Im Wirtschaftsausschuß [Stimmführer: Abg. Dr. 
Köhler (Wolfsburg)] wurde die mit dem Änderungs- 
antrag der Delegation der Bundesrepublik Deutsch- 
land verbundene Zielsetzung fast vollständig 
erreicht. Es gelang lediglich nicht, den Terminus 
„Legal Kidnapping" — da vor allem französischem 
Sprachempfinden entgegengesetzt — in die Texte 
aufzunehmen; die in engem Zusammenwirken mit 
der kanadischen Delegation erreichte Fassung 
jedoch ist inhaltlich noch schärfer gefaßt als der 
Antrag der Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland. Erstaunlich war die Annahme des 
von uns gestellten Änderungsantrags betr. Kinder 
von Dissidenten; dagegen wandte sich lediglich der 
russische Delegierte. Der von uns vorgelegte Ände- 
rungsantrag wurde jedoch mit 19:8:6 Stimmen 
angenommen. 

Die. Verhandlungen im Kulturausschuß (Stimm- 
führerin; Abg. Frau Fischer) waren vor allem 
durch die sowjetrussischen Versuche gekennzeich- 
net, Änderungsanträge durchzubringen, die auf 
staatliche Begrenzungen der Informationsfreiheit 
hinausliefen. Bezeichnenderweise enthielt sich 
Rumänien bei diesen Anträgen der Stimme, und die 
westlichen Staaten sowie die Länder der Dritten 
Welt brachten diese Anträge zu Fall. Die englische 
Delegation war besonders erfolgreich bei ihren 
Anträgen, die Pressefreiheit zu schützen: „Eine 
ausgewogene internationale Medienordnung soll 
jede Verstärkung der staatlichen Kontrolle von 
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Journalisten oder Medien ausschließen," Da diese 
Formulierung in detaillierterer Form dem Petitum 
des Antrags der Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland entsprach, konnte dieser Antrag 
zugunsten des britischen Antrags zurückgezogen 
werden, der mit großer Mehrheit - — bei Gegenstim- 
men des Ostblocks und Enthaltungen der arabi- 
schen Länder — angenommen wurde. 

Die Beratungen des Ausschusses für nichtauto- 
nome Gebiete (Stimmführer: Abg. Dr. Kunz [Wei- 
den]) verliefen im ganzen unbefriedigend; da nach 
wie vor in der vom Ausschuß verabschiedeten 
Fassung die Rede davon ist, daß es „das legitime 
Recht der unter Kolonialherrschaft stehenden Völ- 
ker . . . ist, mit allen ihnen zur Verfügung ste- 
henden Mitteln" — also auch mit Gewalt — „für 
ihre Selbstbestimmung zu kämpfen", enthielt sich 
die Gruppe der Bundesrepublik Deutschland der 
Stimme. 

Die Schlußabstimmung der über die der Konfe- 
renz vorliegenden Entschließungsanträge hatte fol- 
gendes Ergebnis: 

Die Verwirklichung des Schluß dokuments der 10. 
UN-Sondervollversammlung über Abrüstung: ein- 
stimmig angenommen 

Die Nahost-Frage und das Palästina-Problem: 494 
Ja, 110 Nein, 288 Enthaltungen (Bundesrepublik 
Deutschland: Ablehnung) 

Abg. Ericson (Schweden), der Vorsitzende des 
Politischen Ausschusses, hob hervor, daß wäh- 
rend der Beratungen drei Änderungsanträge 
von Delegationen eingebracht worden seien, 
die im Redaktionsausschuß für den von diesem 
erarbeiteten Originaltext gestimmt hätten. 
Unter diesen Umständen sei es unmöglich zu 
arbeiten. 

Der Schutz der Familie und die allgemeine Kin- 
der- und Jugendfürsorge im Zusammenhang mit 
dem Internationalen Jahr des Kindes: einstimmig 
angenommen 

Die Durchführung der UN-Empfehlungen über 
Dekolonialisierung: 564 Ja, 25 Nein, 245 Enthaltun- 
gen (Bundesrepublik Deutschland: Enthaltung). 

Mittel und Wege zur Förderung der internatio- 
nalen Verständigung und Zusammenarbeit und des 
Friedens in den Bereichen der Erziehung, Informa- 
tion und Kommunikation; einstimmig angenommen. 

Die gesetzlichen Aspekte des Weltraumrechts: 
682 Ja, 39 Nein, 65 Enthaltungen. (Bundesrepublik 
Deutschland: Zustimmung) 

Der Leiter der Delegation, Abg. Amrehnj 
erklärte, daß sich die Zustimmung der Delega- 
tion nicht auf Ziffer 4 der Entschließung bezie- 
he, da diese Formulierung den freien Fluß der 

Dr. Peter Corterier, MdB 

Stellvertretender Leiter der Delegation 


Information nicht sichere, sondern ihn zum 
Gegenstand von Abkommen zwischen den sen- 
denden und empfangenden Staaten mache. — 
Die amerikanische Delegation lehnte aus die- 
sem Grund die Entschließung ab. 

Der frühere venezolanische Staatspräsident Dr. 
Rafael Caldera wurde als Nachfolger von Sir Tho- 
mas Williams per Akklamation zum Präsidenten 
des Interparlamentarischen Rates gewählt; der 
zweite Kandidat für dieses Amt, der tunesische 
Parlamentspräsident Mokkadem, hatte zuvor auf 
seine Kandidatur zugunsten von Caldera verzich- 
tet. Abg. Ericson (Schweden) und Abg. Cuvelier 
(Belgien) wurden im ersten Wahlgang mit 120 bzw. 
102 Stimmen zu Mitgliedern des Exekutiv- Aus- 
schusses gewählt; Abg. Nawaratnam (Sri Lanka) 
im zweiten Wahlgang mit 99 Stimmen. 

Die Frühjahrskonferenz 1980 wird vom 7. bis 
12. April 1980 in Oslo stattfinden, die Jahreskonfe- 
renz in Berlin-Ost vom 14. bis 25. September. 


VIL Sitzung der KSZE-Teilnehmer 

Am Montag, 17. September, fand die Tagung der 
Vertreter der europäischen Staaten, Kanadas und 
der Vereinigten Staaten von Amerika zur Vorbe- 
reitung der IV. Interparlamentarischen KSZE-Kon- 
ferenz im Jahre 1980 unter dem Vorsitz des Leiters 
der spanischen Delegation, Abg. Alvarez de Miran- 
da, statt. Abg. Maüick begrüßte besonders, daß die 
Parlamentarierkonferenz vor der Regierungskonfe- 
renz stattfinde, und hob hervor, daß das Schlußdo- 
kument der Wiener Konferenz eine Antwort auf 
die Entwicklung von der ersten Konferenz in Hel- 
sinki bis zu dieser Wiener Konferenz gegeben 
habe. Er empfahl, dieses Schlußdokument als 
Grundlage der Diskussion der IV. Konferenz zu 
nehmen; damit sei alles erfaßt. Er habe auch nichts 
gegen den von Schweden und Jugoslawien vorge- 
legten Vorschlag, da er ebenso umfassend sei und 
die Diskussion aller vier Körbe empfehle. — Korb I 
des schwedisch-jugoslawischen Vorschlags wurde 
auf russischen Antrag, dem die DDR beitrat, um 
die Gebiete „Entspannung und Abrüstung" erwei- 
tert; der Vorschlag, die Mittelmeerproblematik 
besonders in der Tagesordnung zu erwähnen, 
wurde allseits abgelehnt. Auf Einladung der belgi- 
schen Gruppe wird die IV. Interparlamentarische 
KSZE-Konferenz vom 12. bis 18. Mai 1980 in Brüs- 
sel stattfinden; die Tagesordnung entspricht dem 
schwedisch-jugoslawischen Antrag: Sicherheit, Ent- 
spannung und Abrüstung; Zusammenarbeit auf den 
Gebieten der Wirtschaft, Wissenschaft, Technologie 
und Umwelt; Zusammenarbeit auf den humanitären 
und anderen Gebieten; Folgemaßnahmen. 

Franz Amrehn, MdB 

Leiter der Delegation 
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VlIL Empfehlungen 


Der Schutz der Familie und die allgemeine Kinder- 
internationalen Jahr des Kindes 

Die 66. Interparlamentarische Konferenz 

begrüßt den Beschluß der UN- Vollversammlung, 
das Jahr 1979 zum Internationalen Jahr des Kindes 
zu erklären, 

verweist auf die von der 65. Interparlamentari- 
schen Konferenz in Bonn einstimmig verabschie- 
dete Entschließung über das Internationale Jahr 
des Kindes, um diese Initiative auf der internatio- 
nalen parlamentarischen Ebene zu unterstützen, 

bringt ihr Einvernehmen mit dem Inhalt der 
Erklärung zum Ausdruck, die von der 33. Sitzung 
der UN-Vollversammlung zum Thema die „Vorbe- 
reitung der Gesellschaften auf ein Leben in Frie- 
den'' angenommen wurde, 

ist überzeugt, daß die Familie innerhalb einer 
günstigen Rechts- und Gesellschaftsordnung die 
natürliche Einheit für die Geburt, den Schutz, die 
Erziehung und die harmonische Entwicklung des 
Kindes ist, 

betont, daß die Gesellschaft und die staatlichen 
Behörden jedoch im Interesse der harmonischen 
Entwicklung des Kindes die Pflicht haben, die 
Schwächen der Familie auszugleichen und sich 
besonders um Kinder ohne Familie zu kümmern, 

ist sich bewußt, daß wir durch die Befriedigung 
der Bedürfnisse des Kindes dazu beitragen, eine 
bessere Zukunft für die gesamte Menschheit 
sicherzustellen, 

ist tief besorgt über die unsicheren Existenzbe- 
dingungen von Millionen von Kindern in der Welt, 
die auf schlechte Ernährung, Unterernährung, 
Krankheit, Drogeneinnahme, unzureichenden Schul- 
besuch, Mißhandlungen, mangelnde Ausbildung, 
rassistische und andere Diskriminierungen und 
Kolonial- und Fremdherrschaft zurückzuführen 
sind, 

vermerkt die Auswirkung des Entwicklungsstan- 
des, der sozio-wirtschaftlichen und finanziellen 
Lage, der Lebensqualität und Bevölkerungspolitik 
eines Landes oder Gebietes auf die Gesundheit und 
das Wohlergehen seiner Kinder, 

ist sich der besonderen Fürsorge und Hilfe 
bewußt, die bestimmte Kategorien von Familien 
und sehr viele Kinder verdienen, die durch Krieg, 
Entführungen, Vertreibungen, Familientrennung, 
Verlassenheit und Aussetzung aus welchen Grün- 
den auch immer, Armut, Behinderungen und 
Flüchtlingsstatus benachteiligt sind, 

vertritt die Ansicht, daß den Kindern über die Be- 
friedigung ihrer grundlegenden Bedürfnisse hinaus 
besondere Fürsorge und Aufmerksamkeit zuteil 
werden sollte, wodurch ihre Persönlichkeiten sich 
im Hinblick auf einen harmonischen 'Eintritt in das 


und Jugendfürsorge im Zusammenhang mit dem 

Erwachsenenleben entfalten und weiterentwickeln 
können, 

betont, daß die junge Generation nur in Sicher- 
heit, Würde, Freiheit, Selbstverwirklichung, Solida- 
rität und Frieden richtig heranwachsen und gedei- 
hen kann, 

ist sich bewußt, daß die Ausbeutung von Kin- 
dern, vor allem zu pornographischen Zwecken, eine 
besonders schändliche Art der Profitmacherei dar- 
stellt, 

ist überzeugt, daß Gewalttätigkeit, Kriminalität 
und Terrorismus, die die Massenmedien überaus- 
führlich hervorkehren, eine ständige Gefahr für die 
Jugend bedeuten, 

ist der Auffassung, daß die Beschleunigung des 
Wettrüstens die Anhebung des materiellen und gei- 
stigen Lebensstandards der Jugendlichen und Kin- 
der der ganzen Welt gefährdet, 

ist von der Notwendigkeit überzeugt, daß den 
Eltern bei der Ausübung und Vorbereitung ihrer 
erzieherischen Aufgaben, wie auch den Familien, 
Hilfe und Unterstützung zuteil werden muß, damit 
sie diese Rolle erfüllen und die Bedürfnisse der 
Kinder befriedigen können. 

1. bekräftigt ihr Eintreten für alle Grundsätze, 
die in der im Jahre 1959 abgegebenen Erklä- 
rung über die Rechte des Kindes enthalten 
sind; 

2. hofft, daß internationale Organisationen inner- 
halb und außerhalb der Vereinten Nationen 
auf regionaler und weltweiter Ebene im Ein- 
klang mit der oben genannten Erklärung von 
1959 Maßnahmen treffen werden; 

3. erklärt, daß der Kampf um Ernährung, Gesund- 
heit und Erziehung der am stärksten benach- 
teiligten Kinder, einschließlich der ausgesetz- 
ten und behinderten Kinder sowie Flüchtlings- 
kinder, für internationale Aktivitäten, insbe- 
sondere in den zuständigen internationalen 
Organisationen, ein vorrangiges Ziel sein muß; 

4. betont die Bedeutung der Aktivitäten sowohl 
von nichtstaatlichen Organisationen als auch 
von Einzelpersonen in diesem Bereich; 

5. fordert alle Länder auf, in erster Linie zur 
Lösung der schwerwiegenden Probleme der 
Flüchtlingskinder beizutragen; 

6. bekräftigt erneut die absolute Notwendigkeit 
einer möglichst baldigen Verwirklichung der 
grundlegenden Elemente einer neuen interna- 
tionalen Wirtschaftsordnung, durch die die 
wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten 
der Entwicklungsländer dauerhaft beseitigt 
werden können; 
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7. ersucht die Parlamente der in der Interparla- 
mentarischen Union vertretenen Länder, Initia- 
tiven zu ergreifen, um die Notwendigkeit 
einer Stärkung der Familienbande nachdrück- 
lich hervorzuheben, die Lebensbedingungen 
von Familien zu verbessern und die Fürsorge 
für Kinder und Jugendliche sowie deren 
Schutz — einschließlich der Kinder, die unter 
den Folgen einer zerbrochenen Ehe oder ande- 
rer ähnlicher Entwicklungen zu leiden haben 
— zu gewährleisten, insbesondere; 

a) Vorbereitung auf die Ehe und freiwillige 
Mitwirkung an der Schulung der Eltern für 
ihre erzieherische Rolle; 

b) Bereitstellung der notwendigen Mittel und 
Dienstleistungen, um eine angemessene 
Ernährung und Gesundheitspflege aller 
Kinder, einschließlich der Erforschung von 
Möglichkeiten zur Förderung einer gesun- 
den Geburt und Entwicklung der Kinder 
und ihres Schutzes gegen Krankheiten, zu 
gewährleisten; 

c) Erhöhter Schutz für schwangere Frauen 
und Mütter, vor allem gegen Krankheit und 
Unterernährung ; 

d) Zusammenführung von Familien, vor allem 
derjenigen, die durch Krieg oder militäri- 
sche Besetzung getrennt worden sind; 

e) Verbesserung der sozialen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Lage von Familien und der 
ihnen gewährten finanziellen Unterstüt- 
zung; 

f) Ausbau von Stätten für Kleinkinder; 

g) Schutz von Kindern, deren Eltern Dissiden- 
ten sind, gegen Diskriminierung; 

h) Verstärkte Bemühungen um die Ausbil- 
dung, Berufsberatung und Vorbereitung 
junger Menschen für das Arbeitsleben; 

i) Staats- und Sozialkunde für Jugendliche, 
damit sie befähigt sind, in verantwortungs- 
bewußter Weise am Öffentlichen Leben 
ihrer Länder teilzunehmen; 

j) Verstärkte Vorbeugung gegen durch Geburt 
verursachte Behinderungen und Entwick- 
lung von Einrichtungen und Methoden 
zur Erziehung und Ausbildung behinderter 
Kinder und Jugendlicher im Hinblick auf 
ihren Eintritt in die Familie und Gesell- 
schaft; 

k) Ausbildung von Fachpersonal zur Pflege 
und Erziehung von Kindern, einschließlich 
sozial und körperlich behinderte?: Kinder; 

l) Verminderung der Verteidigungsausgaben, 
wodurch die auf diese Weise freigesetzten 
Mittel für die soziale und wirtschaftliche 
Entwicklung und damit zur Verbesserung 
der Situation der Familien und Kinder in 
der gesamten Welt und insbesondere in den 
Entwicklungsländern unter Berücksichtigung 
der Schlußfolgerungen der Detailstudie, die 
derzeit von den Vereinten Nationen in be- 


zug auf das Verhältnis zwischen Abrüstung 
und Entwicklung durchgeführt wird, genutzt 
werden könnten; 

m) Ausarbeitung eines Aktionsprogramms zur 
Bekämpfung der Drogenabhängigkeit; 

n) Verbesserung der physischen und emotio- 
nalen Sicherheit von Kindern getrennt 
lebender oder geschiedener Eltern durch 
Anerkennung der Verbindlichkeit der von 
den Gerichten des Landes, in dem sich der 
Wohnsitz zum Zeitpunkt der Trennung 
befindet, gefällten Entscheidung hinsicht- 
lich des Sorgerechts; 

8. fordert die Parlamentarier auf, alle Aktionsfor- 
men in Gang zu setzen und zu unterstützen, 
um sicherzustellen, daß die Regierungen für 
ihr jeweiliges Land eine Politik für Kinder 
formulieren, die sich auf alle Aspekte des 
Heranwachsens und der Entwicklung der Kin- 
der erstreckt, und diese Politik auch verwirkli- 
chen; 

9. fordert die Parlamentarier auf, alle Aktionsfor- 
men zur Verwirklichung der nationalen und 
internationalen Ziele des Internationalen Jahrs 
des Kindes einzuleiten oder zu unterstützen, 
und zwar: 

a) durch die Unterstützung der Bemühungen 
der nationalen Kommissionen, die in ihren 
Ländern für das Internationale Jahr des 
Kindes eingerichtet sind; 

b) durch die Mobilisierung der Öffentlichkeit 
zugunsten der am stärksten benachteiligten 
oder verletzlichen Kinder; 

c) durch die Verstärkung der Forschung und 
Information in den Bereichen der Familie, 
Kindheit und Jugend; 

d) durch ein Eintreten für die Erziehung und 
Ausbildung Jugendlicher im Geiste der 
großen Ideale Frieden, gegenseitige Ach- 
tung und Verständnis unter den Völkern;, 

e) durch die generelle Einbeziehung einer 
Familienperspektive in jede Regierungspo- 
litik; 

10. fordert die Regierungen und Entwicklungshil- 
fegremien auf, sicherzustellen, daß alle Maß- 
nahmen und Projekte im Rahmen der Entwick- 
lungshilfe in ihren Auswirkungen ständig und 
sorgfältiger als bisher auf die Kinder und 
deren Umwelt abgestimmt werden; 

11. bringt die Hoffnung zum Ausdruck, daß es der 
internationalen Gemeinschaft rasch gelingen 
wird, die von der Internationalen Arbeitsorga- 
nisation im Jahre 1973 vorgelegte Konvention 
über das Mindestalter für die Aufnahme in ein 
Beschäftigungsverhältnis zu ratifizieren, und 
daß sie die in Vorbereitung befindliche Kon- 
vention über die Rechte des Kindes baldmög- 
lichst billigt; 

12. ersucht die Parlamentarier, ihre Regierungen 
dringend aufzufordern, das Internationale Jahr 
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des Kindes zum Anlaß zu nehmen, um sich die 
ständige Unterstützung von Kindheit und 
Jugend in allen Aspekten zum Ziel zu setzen 


und ihre Beiträge zu den internationalen Kin- 
derhilfsorganisationen kontinuierlich zu erhö- 
hen. 


Die Durchführung der UN-Empfehlungen zur Dekolonialisierung 


Die 66. Interparlamentarische Konferenz 

erinnert an die empfehlenswerten Bemühungen 
der Vereinten Nationen, die verschiedene Ent- 
schließungen über die Dekolonialisierung ange- 
nommen haben, insbesondere die Entschließung 
1514 (XV) der Vollversammlung vom 14. Dezember 
1960, welche die Erklärung über die Gewährung 
der Unabhängigkeit an Kolonialländer und -Völker 
enthält, 

bekräftigt ihre Unterstützung für die Völker 
unter kolonialer Herrschaft oder rassischer Unter- 
drückung, damit diese ihr Recht auf Selbstbestim- 
mung in Übereinstimmung mit der Erklärung über 
die Gewährung der Unabhängigkeit an Kolonial- 
länder und -Völker ausüben können, 

ist sich der ernsthaften Bedrohung des internatio- 
nalen Friedens, die durch die Politiken und agres- 
siven Präktiken der rassistischen Herrschaftsre- 
gime im südlichen Afrika verursacht wird, bewußt, 

hat Kenntnis von der geheimen Unterstützung, 
die diesen rassistischen Regimen zuteil wird und 
ihnen die Möglichkeit gibt, dem internationalen 
Druck zu widerstehen, 

ist der festen Überzeugung, daß nur die völlige 
Beseitigung der verbleibenden Überreste des Kolo- 
nialismus, der Rassendiskriminierung und der 
Apartheid — eine Voraussetzung für internatio- 
nalen Frieden und Entspannung — den Beginn 
einer humanen, gerechten und wirklich glücklichen 
Welt sicher stellen kann, 

bekräftigt erneut das legitime Recht aller Völker 
unter kolonialer Herrschaft und aller Völker, die 
rassisch unterdrückt werden, insbesondere derjeni- 
gen im südlichen Afrika, mit allen notwendigen 
und ihnen verfügbaren Mitteln um die Ausübung 
ihres unveräußerlichen Rechts auf Selbstbestim- 
mung und Unabhängigkeit sowie um ihr Recht, 
sich für einen ihren Interessen entsprechenden 
Weg der Entwicklung zu entscheiden, zu kämpfen, 

ist zutiefst beunruhigt über die zunehmenden 
Akte der Aggression, die von den rassistischen 
und Apartheid-Regimen im südlichen Afrika began- 
gen werden, und über die massiven Kriegsvorbe- 
reitungen gegen souveräne afrikanische Staaten, 
insbesondere Mosambik, Sambia, Botswana und 
Angola, die eine Gefahr für Frieden und Sicherheit 
dar st eilen, 

verweist auf die einschlägigen von den Verein- 
ten Nationen angenommenen Entschließungen über 
die Westliche Sahara, insbesondere die Entschlie- 
ßung 33/31 vom 13. Dezember 1978, die das unver- 
äußerliche Recht des Volkes der Westlichen 
Sahara auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit 
erneut bekräftigt. 


verweist auf die Entschließungen, die von der 
Organisation für Afrikanische Einheit auf ihrem 
XVI. Gipfeltreffen in Monrovia im Juli 1979 und 
von den bündnisfreien Ländern auf ihrem VI. 
Gipfeltreffen in Havanna im September 1979 
angenommen worden sind, 

verweist auf die von den Vereinten Nationen 
angenommene Entschließung über Ost-Timor (Ent- 
schließung 33/39 vom 13. Dezember 1978), in der 
das unveräußerliche Recht des Volkes von Ost- 
Timor auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit 
erneut bekräftigt wird, 

erinnert an alle von der Interparlamentarischen 
Union angenommenen Entschließungen im Hinblick 
auf die Erlangung der Unabhängigkeit aller Völker, 
die sich noch unter kolonialer Herrschaft oder 
rassischer Unterdrückung befinden, insbesondere 
an die von der 65. Interparlamentarischen Konfe- 
renz angenommene Entschließung über die völlige 
Beseitigung des Kolonialismus in ider Welt, 

betont die Gefahren für Frieden und Verständi- 
gung, die sich aus der Existenz von Spannungsge- 
bieten ergeben, welche durch den Kolonialismus, 
Rassisten und ihre Vertreter sowie durch die Ein- 
setzung von Marionettenregimen in Südrhodesien 
und Namibia auf deren Druck hin, oder durch alle 
anderen Formen der Vorherrschaft und Hegemonie, 
die gegen die Unabhängigkeit und Souveränität 
der afrikanischen und asiatischen Völker und der 
Völker in anderen Teilen der Welt sowie deren 
territoriale Integrität gerichtet sind, verursacht und 
aufrechterhalten werden, 

bekräftigt erneut die dringende Notwendigkeit, 
den Kampf gegen die Überreste des Kolonialismus 
in Afrika zu verstärken, von jeglicher Einmi- 
schung in die inneren Angelegenheiten von Staa- 
ten abzusehen, in den innerafrikanischen Beziehun- 
gen jede Anwendung von Gewalt abzuschaffen und 
alles zu unternehmen, um die Konflikte zwischen 
Staaten mit friedlichen Mitteln und im Rahmen der 
Organisation für Afrikanische Einheit (OAU) bei- 
zulegen, 

bekräftigt erneut die Notwendigkeit, alle Regie- 
rungen und Parlamente zu ersuchen, die strikte 
Einhaltung der Prinzipien der Nichtverletzung der 
Staatsgrenzen, die Beilegung von Streitigkeiten mit 
friedlichen Mitteln und die Einstellung jeglicher 
Androhung der Anwendung von Gewalt und der 
Anwendung militärischer Gewalt, die die Souverä- 
nität und territoriale Integrität der Staaten beein- 
trächtigt, zu gewährleisten, 

ist zutiefst besorgt über die Eskalation der 
Gewalt in der Welt, insbesondere in denjenigen 
Gebieten, wo der Mehrheit der Bevölkerung grund- 
legende Rechte zugunsten der Interessen einer 
rassistischen Minderheit verweigert werden. 
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1. fordert Regierungen, Parlamente, interna- 
tionale Organisationen, Geschäftswelt sowie 
Einzelpersonen in besonderer Stellung drin- 
gend auf, zur Beseitigung des Kolonialismus 
und seiner Begleiterscheinung beizutragen; 

2. ersucht alle Regierungen und Parlamente, dem 
Apartheidregime in Südafrika und den illega- 
len Marionettenregimen im südlichen Rhode- 
sien und in Namibia jegliche Unterstützung zu 
entziehen und gesetzgeberische und andere 
Maßnahmen zu ergreifen, um Neuinvestitionen 
in, den Kapitaltransfer nach und den Handel 
mit Südafrika, Namibia und dem südlichen 
Rhodesien zu verhindern; 

3. verurteilt die vom Pretoria-Regime in Namibia 
durchgeführten einseitigen Wahlen und be- 
trachtet sie als null und nichtig und bekräftigt 
erneut die Rolle des UN-Rates für Namibia als 
politischen und administrativen Organs Nami- 
bias bis zu seiner Unabhängigkeit; 

4. betont, daß das Problem der Unabhängigkeit 
Zimbabwes nicht durch interne Regelungen 
oder durch Wahlen gelöst werden kann, die 
vom rassistischen Regime in Salisbury und 
ohne Beteiligung der Partiotischen Front ver- 
anstaltet werden; 

5. nimmt Kenntnis von den Gesprächen, die in 
London nach den Beschlüssen der vor kurzem 
in Lusaka (Sambia) veranstalteten Tagung der 
Commonwealth-Staatschefs in bezug auf die 
Unabhängigkeit Zimbabwes stattfinden; 

6. fordert die Befreiungsbewegungen in diesen 
sich unter Fremdherrschaft befindlichen Län- 
dern auf, eine einheitliche Front zu präsentie- 
ren und interne Querelen zu überwinden, die 
sie nur schwächen und es den Kolonialmäch- 
ten leichtmachen, ihre Position zu stärken; 

7. fordert die Parlamente auf, auf ihre Regierun- 
gen einzuwirken, damit die ÜN-Ent Schließun- 
gen über die Dekolonialisierung und die 
Bekämpfung der Apartheid voll und rasch 
verwirklicht werden; 

8. erinnert an die Verantwortung der Vereinten 
Nationen hinsichtlich der Dekolonialisierung 
der Westlichen Sahara in Übereinstimmung 
mit den Prinzipien der Charta und einschlägi- 
gen Entschließungen der Vereinten Nationen 
und ruft alle vom Problem der Westlichen 
Sahara betroffenen Parteien auf, einerseits von 
einer Gewaltanwendung Abstand zu nehmen 
und andererseits mit der Organisation für Afri- 
kanische Einheit, den Vereinten Nationen und 
der Liga der Arabischen Staaten zusammenzu- 
arbeiten, um eine annehmbare politische und 
friedliche Lösung zu erreichen; 

9. nimmt Kenntnis von dem am 5. August 1979 in 
Algier Unterzeichneten Abkommen und ruft 
alle Beteiligten auf, in einen brüderlichen Dia- 
log einzutreten, um in dieser Region Frieden 
zu erzielen; 

10. erinnert an die Verantwortung der Vereinten 
Nationen hinsichtlich der Dekolonialisierung 
von Ost-Timor in Übereinstimmung mit den 


Prinzipien der Charta und einschlägigen 
Bestimmungen der Vereinten Nationen und 
fordert alle vom Ost-Timor-Problem betroffe- 
nen Parteien auf, von einer Gewaltanwendung 
Abstand zu nehmen und zusammenzuarbeiten, 
damit annehmbare Lösungen erreicht werden; 

11. fordert alle Regierungen und Parlamente drin- 
gend auf, gesetzgeberische und andere Maß- 
nahmen zu ergreifen, damit in ihren Territo- 
rien die Rekrutierung, Finanzierung und Aus- 
bildung von Söldnern sowie der Transit von 
Söldnern durch ihre Territorien unterbunden 
und ihre Staatsangehörigen vom Söldnerdienst 
abgehalten werden; 

12. bekräftigt erneut die Verantwortlichkeit der 
internationalen Gemeinschaft für die schnellst- 
mögliche Beseitigung der wenigen verbleiben- 
den Überreste des Kolonialismus und der Poli- 
tik neokolonialistischer Ausbeutung sowie für 
die endgültige Beseitigung nationaler und ras- 
sischer Unterdrückung; 

13. ersucht die Regierungen, Parlamente und inter- 
nationalen Organisationen, den Völkern unter 
kolonialer und rassischer Unterdrückung, ins- 
besondere im südlichen Afrika, verstärkte 
Hilfe zukommen zu lassen und den Befreiungs- 
bewegungen Südafrikas, der SWAPO und der 
Patriotischen Front, die von der OAU als 
authentische Vertreter ihrer Völker anerkannt 
sind, vielseitige Unterstützung und materielle 
Hilfe zu gewähren; 

14. drückt den Frontstaaten ihre Anerkennung für 
die Verantwortung aus, die sie als Verfechter 
der Befreiungsbewegungen auf sich genommen 
haben, und appelliert an die Regierungen, Par- 
lamente und die nationalen und internatio- 
nalen Organisationen, ihnen zur Stärkung ihrer 
Verteidigungskapazität moralische . und mate- 
rielle Unterstützung zu gewähren; 

15. fordert alle Regierungen und Parlamente auf, 
die strikte Einhaltung des Prinzips der Nicht- 
verletzung der Staatsgrenzen, die Beilegung 
von Streitigkeiten mit friedlichen Mitteln und 
die Einstellung jeglicher Androhung der 
Anwendung von Gewalt oder der Anwendung 
von militärischer oder anderer Gewalt, die die 
Souveränität und territoriale Integrität der 
Staaten beeinträchtigen könnte, zu gewährlei- 
sten, und einerseits darauf einzuwirken, daß 
Maßnahmen, die durch die Vertreibung der 
Eingeborenen und die Errichtung von Siedlun- 
gen zu einer Änderung der demographischen 
Zusammensetzung der besetzten Territorien 
führen könnten, verhindert werden, und daß 
der Fremdbesetzung andererseits ein Ende 
gesetzt wird; 

16. stellt mit tiefer Besorgnis fest, daß Gewalt, 
Entführung von Zivilisten, Geiselnahme und 
Folter als Mittel eingesetzt werden und daß 
insbesondere die Einmischung fremder Mäch- 
te auf dem afrikanischen Kontinent zunimmt 
und sich ausbreitet und damit seine Stabilität 
und wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
bedroht. 
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Mittel und Wege zur Förderung der internationalen Verständigung und Zusammenarbeit und des 
internationalen Friedens in den Bereichen Erziehung, Information und Kommunikation 


Die 66. Interparlamentarische Konferenz 

erinnert an die einschlägigen Bestimmungen der 
Gründungsakte der UNESCO aus dem Jahre 1946, 
die Allgemeine Menschenrechtserklärung aus dem 
Jahre 1948, das Europäische Abkommen zum 
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
aus dem Jahre 1950, die Erklärung über die Rechte 
des Kindes (UN-Entschließung 1386/8), den Interna- 
tionalen UN-Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte aus dem Jahre 1966, den Internationalen 
UN-Pakt über wirtschaftliche, soziale und kultu- 
relle Rechte aus dem Jahre 1966, die Schlußakte 
der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa aus dem Jahre 1975, die von der 
UNESCO-Generalkonferenz im Jahre 1974 ange- 
nommene Empfehlung über die Verbesserung der 
internationalen Verständigung und Zusammenar- 
beit und des internationalen Friedens sowie die 
Verbesserung der Menschenrechte und Grundfrei- 
heiten, die Erklärung über die grundlegenden Prin- 
zipien im Hinblick auf den Beitrag der Massenme- 
dien zur Stärkung des Friedens und der internatio- 
nalen Verständigung, zur Förderung der Menschen- 
rechte und zur Bekämpfung des Rassismus, der 
Apartheid und der Kriegshetze (am 28. November 
1978 auf der XX. Tagung der UNESCO-Generalkon- 
ferenz verabschiedet) und die „Erklärung über die 
Vorbereitung der Gesellschaften auf ein Leben in 
Frieden" (am 15. Dezember 1978 auf der 33. Tagung 
der UN- Vollversammlung verabschiedet), 

erinnert an die natürliche Berufung der Interpar- 
lamentarischen Union, die internationale Verstän- 
digung und Zusammenarbeit und den weltweiten 
Frieden zu fördern und demzufolge die Anwendung 
der oben erwähnten Dokumente sicherzustellen, 

ist überzeugt, daß die Entspannung und eine 
Verbesserung des politischen Klimas in der Welt 
weitere günstige Bedingungen für die Ausweitung 
der Zusammenarbeit zwischen den Staaten und 
Völkern schaffen, 

ist überzeugt, daß die grundlegende Praktizierung 
der Meinungs-, Ausdrucks- und Informationsfrei- 
heit — ein wesentlicher Bestandteil der Menschen- 
rechte — eine tiefgreifende Verbesserung der 
gegenseitigen Beziehungen zwischen den Staaten 
unter Achtung ihrer Souveränität und nationalen 
Gesetzgebung und ohne Einmischung in ihre inne- 
ren Angelegenheiten ermöglichen muß, 

bringt die Überzeugung zum Ausdruck, daß es 
auch unter Achtung der Mannigfaltigkeit des kul- 
turellen Erbes der Völker und der Notwendigkeit 
der Erhaltung der spezifischen Merkmale des kul- 
tuellen Lebens der Staaten möglich und notwendig 
ist, den kulturellen Austausch zwischen den Staa- 
ten, der der friedlichen Koexistenz, der Verbesse- 
rung des Wohlergehens der Völker und der Stär- 
kung der Freundschaft zwischen den Völkern die- 
nen sollte, noch weiter zu entwickeln, ohne die 
Verwirklichung der grundlegenden Entscheidungen 


zu behindern, die diese Völker für ihre sozio- 
ökonomische Entwicklung getroffen haben, 

ist sich bewußt, daß die Staaten bei ihren Bemü- 
hungen um die Sicherstellung einer umfassenderen 
gegenseitigen Verständigung und Zusammenarbeit 
zweckmäßigerweise bilaterale und multilaterale 
Maßnahmen ergreifen können, um den Austausch 
und die Zusammenarbeit im Hinblick auf die Ver- 
arbeitung und Verbreitung und den zwischenstaat- 
lichen Transfer von kulturellen, technischen und 
wissenschaftlichen Informationen in den Bereichen 
der Erziehung und Kommunikation noch besser 
zum gegenseitigen Vorteil zu organisieren und 
dabei den individuellen und spezifischen Bedürfnis- 
sen der Entwicklungsländer Rechnung zu tragen, 

weist darauf hin, daß die Rolle und das Ausmaß 
der internationalen Kulturbeziehungen in einer 
Welt des technischen, sozialen und wirtschaftli- 
chen Wandels beträchtlich zunehmen, und bestä- 
tigt, daß die Rolle der Erziehung und Information 
mit der Entwicklung neuer Ziele und insbesondere 
der Suche nach einer verbesserten internationalen 
Lage unter Einbeziehung der wirtschatlichen, sozia- 
len und kulturellen Aspekte des Lebens verknüpft 
ist, 

vermerkt mit Besorgnis die Existenz einer großen 
Kluft zwischen den Industriestaaten und den Ent- 
wicklungsländern im Hinblick auf ihre Kommuni- 
kationsmöglichkeiten sowie das ständige Ungleich- 
gewicht in bezug auf Informationsgehalt imd -fluß 
und die Möglichkeit, daß Umstände auftreten kön- 
nen, unter denen die Entwicklungsländer zu „pas- 
siven Empfängern tendenziöser, unzureichender und 
verzerrter Informationen" aus dem Ausland wer- 
den können, wie auf der Gipfelkonferenz der block- 
freien Staaten im Jahre 1976 erklärt wurde, 

betont, daß die Staaten davon Abstand nehmen 
müssen, ihre Informationssysteme zu benutzen, um 
Haß zwischen ihren Völkern und den Völkern 
benachbarter Länder zu verbreiten und sie dadurch 
zum Krieg anzustiften, 

ist sich der Notwendigkeit bewußt, alle verfüg- 
baren Kräfte zu mobilisieren und alle möglichen 
Anstrengungen zur Entwicklung der Informations- 
und Kommunikationssysteme in den Entwicklungs- 
ländern entsprechend ihren Bedürfnissen und 
Nachfragen zu unternehmen, ohne dabei jemals zu 
vergessen, daß diese Systeme zur Unterstützung 
der Menschenrechte eingesetzt werden müssen, 

begrüßt die Tatsache, daß auf der XX. Tagung der 
UNESCO-Generalkonferenz die Stichhaltigkeit der 
Schlußfolgerungen der 5. Gipfelkonferenz der 
Staats- und Regierungschefs der bündnisfreien Län- 
der in Colombo im Hinblick auf eine bessere 
Ausgewogenheit der Informationen mit einer 
Bekräftigung der dringenden Notwendigkeit der 
Schaffung einer neuen ausgewogenen internatio- 
nalen Ordnung in diesem Bereich bestätigt wurde. 
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hofft, daß eine solche ausgewogene interna- 
tionale Ordnung nicht mit einer Zunahme der 
staatlichen Kontrolle über Journalisten oder 
Geschriebenes, Gesendetes oder anderweitig in den 
Medien irgendeines Landes der Welt veröffentlich- 
tes Material verbunden ist, 

1. empfiehlt allen Parlamentariern, Bemühungen 
zu unterstützen, die darauf abzielen, die Quali- 
tät und Objektivität der in ihren eigenen Län- 
dern verfügbaren Nachrichten- und Medien- 
programme zu verbessern, und insbesondere 
diejenigen, die in anderen Ländern verbreitet 
werden, so daß die Medien ihr Potential im 
Hinblick auf die Verbesserung der gegenseiti- 
gen Verständigung und die Förderung des Frie- 
dens voll ausschöpfen; 

2. empfiehlt den Parlamenten und Regierungen: 

a) die Bemühungen der Vereinten Nationen, 
der UNESCO und anderer internationaler 
Organisationen, die sich mit Fragen der 
Erziehung, Information und Kommunikation 
befassen, zu imterstützen; 

b) alle Aktionsformen in Gang zu setzen und 
zu unterstützen, um sicherzustellen, daßi die 
Ausbildungsstätten in ihren Ländern Ver- 
gleichsstudien über Sozialwissenschaften als 
Schlüssel für eine bessere Kommunikation 
und Verständigung mehr Aufmerksamkeit 
widmen; 

c) die bilaterale und multilaterale Zusammen- 
arbeit im Bereich der Erziehung und Ausbil- 
dung zu fördern und dabei den individuellen 
und spezifischen Bedürfnissen der Entwick- 
lungsländer Rechnung zu tragen; 

d) besondere Anstrengungen im Kampf gegen 
das Analphabetentum zu unternehmen, das 
in vielen Ländern der Welt noch immer ein 
besonderes Problem von vorrangiger Bedeu- 
tung darstellt und eines der wesentlichen 
Behinderungen der nationalen Entwicklung 
ist; 

e) die Verbesserung und Erweiterung der Bil- 
dung auf dem Gebiet der internationalen 
Verständigung und des internationalen Frie- 
,dens und die Förderung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten besonders durch bessere 
Curricula und Schulbücher im Lichte der auf 
der XVIII. Tagung der UNESCO-Generalkon- 
ferenz im November 1974 angenommenen 
Empfehlung zu unterstützen; 

f) auf nationaler und internationaler Ebene 
Anreize zur Verbesserung der Qualität und 
Objektivität der Informationsgebung zu bie- 
ten und zu unterstützen und einen ausgewo- 
generen Informationsfluß zu erzielen; 

g) auf Ersuchen der bündnisfreien Länder und 
der Entwicklungsländer Hilfeleistungen zur 
Schaffung der materiellen Bedingungen und 
Ausbildungsmöglichkeiten für die Entwick- 
lung ihrer nationalen Informationssysteme in 
Übereinstimmung mit den Bedürfnissen eines 
jeden Landes und zu Bedingungen bereitzu- 
stellen, die zur Bewältigung der bestehenden 


Differenzen zwischen den Industrie- und Ent- 
wicklungsländern in diesem Bereich beitra- 
gen; 

h) die Errungenschaften des technologischen 
Fortschritts in diesem Bereich zu nutzen, um 
die Massenmedien mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln dazu zu ermutigen, ent- 
sprechend der 1978 herausgegebenen UNES- 
CO-Erklärung über die Massenmedien zur 
Förderung einer friedlichen Zusammenarbeit, 
der demokratischen Entwicklung und des 
allgemeinen Fortschritts der internationalen 
Gemeinschaft beizutragen; 

i) auf nationaler und internationaler Ebene 
besondere Bemühungen zu unterstützen, um 
die Kosten für die Nutzung von Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologien zu 
senken; 

3. fordert die Parlamente und Regierungen • auf, 
sich ständig und aktiv darum zu bemühen, den 
Geist und Buchstaben der verschiedenen in der 
Präambel aufgeführten Empfehlungen, Ent- 
schließungen, Pakte und Erklärungen zum Wohl 
der heutigen und künftigen Generationen in die 
Tat umzusetzen; 

4. betont die Bedeutung der Erklärung über die 
Grundprinzipien in bezug auf den Beitrag der 
Massenmedien zur Stärkung des Friedens und 
der internationalen Verständigung, zur Förde- 
rung der Menschenrechte und zur Bekämpfung 
von Rassismus, Apartheid und Kriegshetze, die 
auf der XX. Tagung der UNESCO-Generalkonfe- 
renz (Oktober — November 1978) unterstrichen 
wurden, und empfiehlt den Parlamenten und 
Regierungen, sich im Rahmen der nationalen 
Gesetzgebung für die Verwirklichung und Ach- 
tung der Grundelemente dieses Dokuments ein- 
zusetzen; 

5. fordert die Parlamente und Regierungen auf, 
den weniger entwickelten Ländern Technologie 
zu Niedrigpreisen und die Mittel zur Ausbil- 
dung von Personal zur Verfügung zu stellen, 
damit sie eine angemessene Infrastruktur im 
Kommunikationsbereich erwerben können; 

6. fordert die nationalen Gruppen auf, mit ihren 
jeweiligen Parlamenten und Regierungen Maß- 
nahmen zu treffen, um den Journalisten, Kom- 
munikationsspezialisten und anderen am Infor- 
mationsprozeß Beteiligten den Schutz zu garan- 
tieren, der ihnen die bestmöglichen Vorausset- 
zungen für die Ausübung ihrer Tätigkeit in 
verantwortungsbewußter, objektiver und legaler 
Weise gewährleistet; 

7. verfolgt mit Besorgnis alle Bemühungen der 
Regierungen und Parlamente zum Schutz von 
Journalisten und anderen Vertretern der Infor- 
mationsmedien, die restriktive und diskriminie- 
rende Praktiken gegenüber den zu schützenden 
Personen nach sich ziehen; 

8. fordert die Parlamente und nationalen Gruppen 
auf, die Freiheit des Wortes sowohl innerhalb 
der Staaten als auch über die internationalen 
Grenzen hinweg zu fördern. 
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Die Verwirklichung des über die 10. Sondersitzung der UN- Voll Versammlung 
herausgegebenen Schlußdokuments zum Thema Abrüstung 


- Die 66. Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf die 10. Sondersitzung der UN- 
Vollversammlung, deren Beitrag auf Initiative der 
bündnisfreien Länder darin bestand, die schwerwie- 
gende Bedeutung der Probleme, denen die interna- 
tionale Gemeinschaft im Bereich der Abrüstung 
gegenübersteht, hervorzuheben und geeignete Maß- 
nahmen für deren Lösung auszuarbeiten, 

betont die Rolle der Parlamente und Parlamenta- 
rier im Hinblick auf die Förderung dringender 
Maßnahmen zur Sicherstellung der Verwirklichung 
der im Schlußdokument über die 10. Sondersitzung 
der UN-Vollversammlung enthaltenen Empfehlun- 
gen, 

verweist auf die Bedeutung der Entschließung 
über „Die Sondersitzung der UN-Vollversammlung 

— die Rolle der Parlamente und Parlamentarier 
beim Aufbau einer von Waffen und Krieg befreiten 
Welt", die während der Frühjahrskonferenz der 
Interparlamentarischen Union einstimmig verab- 
schiedet wurde, sowie der anderen Dokumente 
über die Abrüstung, die von der Interparlamentari- 
schen Union insbesondere in Madrid, Sofia und 
Bonn angenommen wurden, 

bekräftigt erneut, daß Kernwaffen die ernsthaf- 
teste Bedrohung der Menschheit darstellen und daß 
alle Kernwaffenstaaten, insbesondere diejenigen, 
die die umfangreichsten Kernwaffenarsenale besit- 
zen, oder diejenigen, die über genügend Technolo- 
gie verfügen, um in naher Zukunft Kernwaffen 
herzustellen, im Hinblick auf die Verwirklichung 
der Ziele der nuklearen Abrüstung eine besondere 
Verantwortung tragen, 

ist sich der Tatsache bewußt, daß eine wirksame 
Abrüstungsstrategie von fortlaufenden Maßnahmen 
begleitet sein muß, um Spannungen und Ungerech- 
tigkeit in der Welt zu beseitigen, 

weist darauf hin, daß in Europa enorme Mengen 
an Waffen und die größte militärische Truppen- 
stärke angehäuft und konzentriert sind, und ist der 
Auffassung, daß der Aufbau eines Systems dauer- 
hafter Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
einen Beitrag zur Erhaltung des Friedens und zur 
Stärkung der Sicherheit in der . gesamten Welt 
darstellen würde, 

ist überzeugt, daß konkrete Schritte zur Abrü- 
stung durch vertrauensbildende Maßnahmen er- 
leichtert werden, die zur Vorhersage und Bewer- 
tung politischen und militärischen Verhaltens bei- 
tragen, 

verweist auf die Verbindung, die zwischen der 
Abrüstung und dem wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritt der Entwicklungsländer besteht, 

1. fordert die Parlamente und Regierungen auf, 
zur Verwirklichung des auf der Sondersitzung 
der UN-Vollversammlung gefaßten Beschlusses 
im Hinblick auf die Prinzipienerklärung und 
das Aktionsprogramm beizutragen; 


2. begrüßt den Beschluß, 1982 in New York zum 
Thema Abrüstung eine zweite Sondersitzung 
der UN-Vollversammlung einzuberufen, und 
fordert alle Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen auf, zu gegebener Zeit die Vorberei- 
tung und Festsetzung der Tagesordnung dieser 
Konferenz zu veranlassen und dabei die beste- 
henden Prioritäten der Abrüstungsverhandlun- 
gen im nuklearen und konventionellen Bereich 
und die Suche nach Möglichkeiten, die bald- 
möglichst zu einer echten Lösung der Abrü- 
stungsprobleme führen, zu berücksichtigen; 

3. appelliert an ^ alle Länder, insbesondere die 
Kernwaffenstaaten, Abrüstungsverbandlungen 
über alle vorrangigen Themen im nuklearen 
und konventionellen Bereich zu führen und 
dabei den im Schlußdokument der Sondersit- 
zung der UN-Vollversammlung hervorgehobe- 
nen Zusammenhang zwischen Stabilität, Si- 
cherheit und Frieden in Betracht zu ziehen; 

4. fordert die Kernwaffenstaaten, die an den Ver- 
handlungen über den Abschluß eines Ver- 
trages über ein Verbot aller Kernwaffenversu- 
che teilnehmen, auf, den Entwurf eines solchen 
Vertrages sobald wie möglich dem Abrüstungs- 
ausschuß in Genf zu übermitteln; 

5. fordert alle Staaten, insbesondere alle Kern- 
waffenstaaten dringend auf, bis zum Abschluß 
eines Vertrages über ein generelles und umfas- 
sendes Verbot von Kernwaffenversuchen auf 
jegliche Durchführung von Kernwaffenversu- 
chen luid anderen Kernexplosionen zu verzich- 
ten; 

6. fordert die Vereinigten Staaten von Amerika 
und die UdSSR nachdrücklich auf, die SALT 
II- Abkommen unverzüglich zu ratifizieren; 

7. fordert die Vereinigten Staaten von Amerika 
und die UdSSR auf, Verhandlungen über ein 
SALT III-Abkommen einzuleiten, um dadurch 
eine effektive und stufenweise Verringerung 
der Kernwaffen zu erzielen; 

8. fordert alle Kernwaffenstaaten auf, die qualifi- 
zierte und quantitative Eskalation des atoma- 
ren Wettrüstens zu beenden; 

9. erinnert daran, daß sich diese Staaten durch 
den Vertrag über die Nichtweitergabe von 
Kernwaffen vom 1. Juli 1968 dazu verpflichtet 
haben, die vertikale Weitergabe von Kernwaf- 
fen zu verringern — parallel zu der Verpflich- 
tung anderer Staaten, die horizontale Weiter- 
gabe von Kernwaffen einzustellen — , und daß 
seitdem etwa hundert Staaten ihre Verspre- 
chen der horizontalen Nichtweitergabe erfüllt 
haben, bedauert aber zutiefst, daß die von den 
Kernwaffenstaaten eingegangenen Verpflich- 
tungen nicht erfüllt worden sind und daß diese 
Staaten die vertikale Weitergabe von Kern- 
waffen weiterhin intensiv betreiben; 
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10. fordert alle Kernwaffenstaaten nachdrücklich 
auf, mit den Verhandlungen fortzufahren, um 
Abkommen zu erzielen, die in angemessenen 
Etappen verwirklicht werden und geeignete 
und wirksame Maßnahmen für eine interna- 
tionale Kontrolle und Überwachung enthalten, 
damit: 

a) die qualitative Verbesserung und die Ent- 
wicklung von Kernwaffen und Mitteln für 
deren Lieferung eingestellt werden; 

b) die Produktion aller Arten von Kernwaffen 
und deren Lieferquellen sowie die Produk- 
tion von spaltbarem Material zu Waffen- 
zwecken eingestellt wird; 

c) in vereinbarten Zeitabläufen ein umfas- 
sendes stufenweises Programm verwirklicht 
werden kann, um einen schrittweisen und 
ausgewogenen Abbau von Kernwaffenla- 
gern und Mitteln zur Lieferung von Kern- 
waffen und schließlich ein generelles Ver- 
bot ihrer Verwendung und ihre Beseitigung 
zu erzielen; 

11. fordert die Parlamente und Regierungen auf, 
die horizontale und vertikale Verbreitung 
von Kernwaffen zu verhindern und die nicht- 
diskriminierende friedliche Nutzung der Kern- 
energie durch alle Länder unter wirksamen 
internationalen Sicherheitsmaßnahmen, die 
durch die Internationale Atomenergiebehörde 
getroffen werden, zu gewährleisten und dabei 
die Notwendigkeit, eine Nutzung von Kern- 
technologie, -ausrüstung und -material zu 
nichtfriedlichen Zwecken zu verhindern, und 
die besonderen Bedürfnisse der Entwicklungs- 
länder zu berücksichtigen sowie die folgenden 
Schritte in Erwägung zu ziehen: 

a) weitere Maßnahmen zur Erzielung eines 
internationalen Konsens über die Verstär- 
kung und Konsolidierung des Systems der 
nuklearen Nichtverbreitung, ider sich in 
erster Linie auf den Beitritt aller Staaten 
zum Vertrag über die Nichtverbreitung 
von Kernwaffen und die dringende 
Anwendung der in den entsprechenden 
Paragraphen dieses Vertrages aufgeführ- 
ten Maßnahmen sowie auf das Sicher- 
heitssystem der Internationalen Atomener- 
giebehörde stützt, um somit den Zugang 
aller Staaten zur vorbehaltlosen friedli- 
chen Nutzung der Kernenergie und Nukle- 
artechnologie sicherzustellen; 

b) gegebenenfalls die Schaffung zusätzlicher 
kernwaffenfreier Zonen auf der Grundlage 
von frei getroffenen Vereinbarungen zwi- 
schen den Staaten der betreffenden Regi- 
onen und unter Mitwirkung aller Kern- 
waffenstaaten, wobei garantiert wird, daß 
letztere den Status solcher Regionen 
respektieren und auf den Einsatz oder die 
Androhung des Einsatzes von Kernwaffen 
gegen die Staaten dieser Regionen ver- 
zichten; 


c) rechtsverbindliche Garantien durch dieje- 
nigen Kernwaffenstaaten, die solche Ga- 
rantien noch nicht gegeben haben, gegen- 
über Nichtkernwaffenstaaten, die dem 
Vertrag über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen beigetreten sind oder sich 
verpflichtet haben, auf die Produktion und 
den Erwerb von Kernwaffen zu verzichten, 
und die sich keinem Staat, der im Besitz 
von Kernwaffen ist, angeschlossen haben, 
um einen Angriff auf einen anderen Staat 
durchzuführen oder zu unterstützen, vom 
Einsatz und der Androhung des Einsatzes 
von Kernwaffen in welcher Form, unter 
welchen Umständen oder unter welchem 
Vorwand auch immer, abzusehen; 

12. fordert die Parlamente und Regierungen auf: 

a) zum Abschluß eines Übereinkommens 
über ein Verbot der Entwicklung, Herstel- 
lung und Lagerung aller chemischen Waf- 
fen und die Regelung ihrer Vernichtung 
und der Zerstörung ihrer Produktionsein- 
richtungen sowie eines Übereinkommens 
über ein Verbot der Entwicklung, Herstel- 
lung, Lagerung und Anwendung radiologi- 
scher Waffen beizutragen; 

b) zu den Verhandlungen im Abrüstungsaus- 
schuß beizutragen, deren Ziel es ist, den 
Text eines Abkommens über ein Verbot 
der Entwicklung und Herstellung neuer 
Arten von Massenvernichtungswaffen auf 

. der Basis des neuesten Standes wissen- 
schaftlicher Grundsätze und Errungenschaf- 
ten und neuer Systeme solcher Waffen 
auszuarbeiten und die Vorbereitung von 
Sonderabkommen über einzelne Typen die- 
ser Waffen zu erleichtern; 

c) die Bemühungen der Vereinten Nationen 
um den Abschluß von Übereinkommen 
über die Beschränkung ünd/oder das Ver- 
bot des Einsatzes bestimmter konventionel- 
ler Waffen durch die Erzielung positiver 
Ergebnisse während der in diesem Jahr 
stattfindenden Konferenz über Verbot oder 
Einsatzbeschränkungen bestimmter konven- 
tioneller Waffen, die unverhältnismäßige 
Schäden verursachen oder unterschiedslos 
wirken können, zu fördern; 

d) die Bemühungen um eine Vertiefung der 
politischen und militärischen Entspannung 
auf dem europäischen Kontinent insbeson- 

• dere durch die gründliche Vorbereitung der 
Konferenz in Madrid zu vermehren und 
wirksame Maßnahmen zur Verminderung 
des bestehenden Umfangs der Streitkräfte 
und des Waffenarsenals in Mitteleuropa 
unter strikter Beachtung der Prinzipien zur 
Gewährleistung gleicher Sicherheit für alle 
Teilnehmerstaaten auszuarbeiten; 

e) die Notwendigkeit, eine europäische Ab- 
rüstungskonferenz und, sobald es die inter- 
nationale Lage erlaubt, eine Konferenz über 
Abrüstung und Sicherheit im Mittelmeer- 
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raum einzuberufen, nachdrücklich zu beto- 
nen? 

f) sich durchweg für die Verstärkung des 
gegenseitigen Vertrauens zwischen den 
Staaten einzusetzen und aktiv Maßnahmen 
zu unterstützen, die darauf abzielen, die 
Erhöhung der militärischen Spannung auf 
europäischer und weltweiter Ebene zu ver- 
hindern und die Kriegsgefahr zu verringern 
und abzuwenden; 

g) vor allem dadurch zur Propagierung der 
generellen Entspannung im militärischem 
Bereich beizutragen, daß auf europäischer 
Ebene Ziele — wie z. B. der Abschluß eines 
Abkommens zwischen den betreffenden 
Parteien im Rahmen der Verhandlungen 
über die gegenseitige Verminderung von 
Streitkräften und Rüstungsgütern in Mittel- 
europa — und die Beschränkung der Nukle- 

. arraketen oder anderen Waffen auf der 
Grundlage einer echten Parität angestrebt 
werden; 

h) dieselbe Art von Initiativen auf Gebiete in 
Amerika, Afrika und Asien und generell 
auf alle Konfliktzonen in der Welt anzu- 
wenden; 

i) Beratungen zu unterstützen, die zwischen 
den wichtigsten Waffenlieferanten und 
Empfängerländern über die Beschränkung 
aller Arten des internationalen Transfers 
konventioneller Waffen aufgenommen wer- 
den und sich insbesondere auf das Prinzip 
der ungeschmälerten Sicherheit der Par- 
teien stützen sollten, um die Stabilität auf 
einem weniger hohen militärischen Niveau 
zu fördern oder zu erhöhen und dabei das 
Erfordernis für alle Staaten, ihre Sicherheit 
zu schützen, sowie das unveräußerliche 
Recht auf Selbstbestimmung und Unabhän- 
gigkeit der Völker unter Kolonial- oder 
Fremdherrschaft und die Verpflichtungen 
der Staaten, dieses Recht in Übereinstim- 
mung mit der UN-Charta zu respektieren, 
zu berücksichtigen; 

j) zur Einleitung von Verhandlungen beizu tra- 
gen, die zu Maßnahmen führen, die das 
Wettrüsten zwischen den Staaten mit dem 
größten militärischen Arsenal und zwi- 
schen militärischen Bündnissen im konven- 
tionellen Bereich beenden, die Entwicklung, 
Produktion und Dislozierung konventionel- 
ler Waffen mit großer Vernichtungskraft 
und zu ausschließlich offensiven Zwecken 
verbieten, die Waffen aller Staaten unter 
Berücksichtigung der Notwendigkeit der 
Staaten, ihre Sicherheit zu schützen und 
den UN-Friedenstruppen die vereinbarte 
Anzahl an Soldaten zur Verfügung zu stel- 
len, auf vereinbarte Plafonds begrenzen 
und schrittweise reduzieren, und militäri- 
sche Stützpunkte auf ausländischen Terri- 
torien beseitigen und den Bau neuer Stütz- 
punkte oder die Erweiterung der bereits 
bestehenden untersagen; 


13. fordert alle Parlamente und Regierungen auf, 
Bemühungen zu unterstützen, die darauf abzie- 
len, in den Diskussionen im Rahmen des UN- 
Abrüstungsausschusses, abgesehen von der 
Erörterung eines umfassenden Abrüstungspro- 
gramms, folgenden Fragen Priorität einzuräu- 
men: 

a) der Erörterung verschiedener Aspekte des 
Wettrüstens, insbesondere des atomaren 
Wettrüstens und der atomaren Abrüstung, 
um die Verhandlungen im Hinblick auf 
eine erfolgreiche Beseitigung der Gefahr 
eines Atomkriegs zu beschleunigen; 

b) der Harmonisierung der Standpunkte in 
bezug auf die von den Staaten zu unter- 
nehmenden konkreten Schritte im Hinblick 
auf eine stufenweise und vereinbarte 
Reduzierung der Verteidigungshaushalte, 
Truppenstärken und Rüstungen, einschließ- 
lich der Billigung einer angemessenen pro- 
zentualen Kürzung der militärischen Aus- 
gaben auf der Grundlage einer Überprü- 
fung der Ausgaben durch die UNO, und 
die Neuverteilung der im Zuge der Ver- 
wirklichung von Abrüstungsmaßnahmen 
freigewordenen Mittel für die wirtschaftli- 
che und soziale Entwicklung aller Natio- 
nen als Beitrag zur Überbrückung der 
wirtschaftlichen Kluft zwischen den Indu- 
striestaaten und den Entwicklungsländern; 

14. betont, daß die Hauptvoraussetzungen bei den 
Abrüstungsverhandlungen der politische good- 
will der teilnehmenden Parteien und ihre Ent- 
schlossenheit, im Bereich der Abrüstung echte 
Fortschritte zu erzielen, die zu einer größeren 
Sicherheit der Staaten führen, sowie die für 
das Thema Rüstungsbegrenzung erforderliche 
objektive und ausführliche Studie sind; 

15. betont gleichzeitig die Notwendigkeit, die 
bestehenden Mechanismen der Abrüstungsver- 
handlungen und insbesondere das Forum des 
Genfer Abrüstungsausschusses im Hinblick auf 
die rasche Ausarbeitung neuer Abrüstungsab- 
kommen uneingeschränkt und wirksam zu 
nutzen; 

16. betont, daß zu frühest gegebener Zeit eine 
internationale Abrüstungskonferenz unter all- 
gemeiner Beteiligung und mit angemessener 
Vorbereitung einberufen werden sollte? 

17. fordert die Parlamente und Regierungen drin- 
gend auf: 

a) auf das entschiedenste gegen jegliche 
Aggressionsform und für die ausschließlich 
auf friedlichem Wege ausgehandelte Bei- 
legung aller internationalen Streitigkeiten 
und die Beseitigung von Spannungs- und 
Konfliktquellen einzutreten und die Einbe- 
ziehung aller Staaten in rechtsverbindli- 
che internationale Abkommen zu unter- 
stützen, in denen sie sich verpflichten, die 
Unabhängigkeit, Souveränität und territo- 
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riale Intensität aller Staaten ausnahmslos 
zu respektieren und keine bewaffnete 
Aktionen gegen andere Staaten zu unter- 
nehmen, durch die sie gegen die Charta 
der Vereinten Nationen verstoßen; 

b) einen anhaltenden Beitrag zum Gelingen 
der Arbeit des Rüstungsausschusses auf 

• seiner Suche nach dauerhaften Lösungen 

zu leisten; 

18. fordert die Parlamente und Regierungen auf, zu 
gewährleisten, daß die Abkommen über das 
Verbot von Kernwaffenversuchen, Abrüstung 
und Rüstungskontrolle entsprechende nationale 
und internationale Verifikations- und Kontroll- 
instrumente zur Sicherstellung der Verwirkli- 
chung solcher Abkommen durch alle beteilig- 
ten Parteien festlegen; 

19. fordert die Parlamente und Regierungen auf, 
genaue Informationen über das Gesamtvolu- 
men ihrer Waffenproduktion und ihrer Waffen- 
lieferung an andere Länder zu veröffentlichen; 

20. begrüßt den Beschluß der UN- Vollversamm- 
lung auf ihrer 10. Sondersitzung, eine Abrü- 


Die gesetzlichen Aspekte des Weltraumrechts 

Die 66. Interparlamentarische Konferenz 

erinnert an die Entschließung über das Welt- 
raumrecht, die 1963 von der 52. Interparlamentari- 
schen Konferenz in Belgrad einstimmig verabschie- 
det wurde, 

bekräftigt, daß die Erforschung und Nutzung des 
Weltraums und seiner Himmelskörper der gemein- 
same Arbeitsbereich der gesamten Menschheit und 
ihrer Nationen sind und daß die friedliche Erfor- 
schung, Erschließung und Nutzung der Ressourcen 
des Weltraums die Lebensqualität aller Völker und 
Nationen der Welt verbessern werden, 

vermerkt mit Genugtuung die methodische Ent- 
wicklung des Weltraumrechts durch die Leistungen 
der Vereinten Nationen und die Arbeit des UN- 
Ausschusses für die friedliche Nutzung des Welt- 
raums, 

erinnert an ihr Engagement für die Rechts- 
grundsätze, die in dem Vertrag über die Grund- 
sätze zur Regelung der Tätigkeiten von Staaten bei 
der Erforschung und Nutzung des Weltraums ein- 
schließlich des Mondes und anderer Himmelskör- 
per aus dem Jahre 1967, in dem Übereinkommen 
über die Rettung und Rückführung von Astronau- 
ten sowie die Rückgabe von in den Weltraum 
gestarteten Gegenständen aus dem Jahre 1968, in 
dem Übereinkommen über die völkerrechtliche 
Haftung für Schäden durch Weltraumgegenstände 
aus dem Jahre 1972 und in dem Übereinkommen 
über die Registrierung von in den Weltraum 
gestarteten Gegenständen aus dem Jahre 1975 fest- 
gelegt sind, 

vermerkt mit Genugtuung den Entwurf für ein 
Übereinkommen zur Regelung der Tätigkeiten von 


stungswoche zu veranstalten, die am 24. Okto- 
ber, dem Gründungstag der Vereinten Natio- 
nen, beginnt, und empfiehlt den nationalen 
Gruppen, die Verwirklichung dieses Beschlus- 
ses aktiv zu unterstützen, um die Ziele der 
Abrüstung zu fördern; 

21. fordert alle Parlamente und nationalen Grup- 
pen dringend auf: 

a) eine großangelegte Kampagne durchzufüh- 
ren, um die Öffentlichkeit in der gesamten 
Welt für eine möglichst baldige Einstellung 
des Wettrüstens zu mobilisieren; 

b) ausgedehnte parlamentarische Kontakte 
auf regionaler und subregionaler Ebene zu 
fördern, um zur Konsolidierung eines Kli- 
mas der universellen Entspannung und des 
allgemeinen Vertrauens beizutragen, und 
die im Bereich der Abrüstung unternomme- 
nen Schritte zu unterstützen; 

c) die internationale Öffentlichkeit über die 
tatsächliche Situation im Bereich der Abrü- 
stungsverhandlungen und die schwerwie- 
genden Folgen des Wettrüstens zu infor- 
mieren. 


Staaten auf dem Mond und auf anderen Himmels- 
körpern, den der ÜN-Ausschuß für die friedliche 
Nutzung des Weltraums im Jahre 1979 ausgearbei- 
tet hat, 

vertritt die Ansicht, daß der spektakuläre Fort- 
schritt der Weltraumtechnologie und die verstärkte 
Nutzung des Weltraums die Ausarbeitung von 
gerechten, vernünftigen und eindeutigen gesetzli- 
chen Bestimmungen und von Verfahren, die die 
Einhaltung dieser Bestimmungen tatsächlich sicher- 
stellen, auf dem Wege eines Übereinkommens 
erfordern, 

ist überzeugt, daß es im gemeinsamen Interesse 
der Menschheit liegt, die friedliche Nutzung des 
Weltraums zu fördern und die internationale 
Zusammenarbeit im Bereich des Weltraums zum 
Nutzen aller und unter angemessener Achtung der 
Sicherheit, Integrität und Souveränität aller Staa- 
ten voranzutreiben, 

1. bekräftigt ihr Engagement für die Grundsätze 
des Weltraumrechts und fordert alle Staaten 
auf, diese Prinzipien bei der Erforschung, 
Erschließung und Nutzung des Weltraums zu 
respektieren, 

2. fordert die nationalen Gruppen auf, innerhalb 
ihrer jeweiligen Parlamente darauf hinzuwir- 
ken, daß diese in Übereinstimmung mit den 
Zielen und Grundsätzen der innerhalb der Ver- 
einten Nationen ausgehandelten Verträge ihre 
Bemühungen um die Untersuchung und Ausar- 
beitung von Rechtsnormen zur friedlichen Nut- 
zung des Weltraums zum Nutzen aller Völker 
der Welt fortsetzen; 
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3. begrüßt die Annahme eines Ubereinkommens- 
entwurfes zur Regelung der Tätigkeiten von 
Staaten auf dem Mond und auf anderen Him- 
melskörpern durch den UN-Ausschuß für die 
friedliche Nutzung des Weltraums und bringt 
den Wunsch zum Ausdruck, daß dieser Entwurf 
von der UN-Vollversammlung auf ihrer näch- 
sten Sitzung beraten und angenommen wird, 
damit die Parlamente und Regierungen die 
Möglichkeit erhalten, die Unterzeichnung und 
Ratifizierung dieses Übereinkommens zu be- 
schleunigen; 

4. fordert die Parlamente auf, Einfluß auf ihre 
jeweiligen Regierungen zu nehmen, so daß diese 
aktiv an der Arbeit des UN-Ausschusses für die 
friedliche Nutzung des Weltraums teilnehmen, 
um diesem Ausschuß im Hinblick auf die Aus- 
arbeitung von Normen imd Grundsätzen, die 
zum Abschluß internationaler Übereinkommen 
führen, die Möglichkeit zu geben: 

a) seine Bemühungen um die Ausarbeitung 
eines Entwurfs von Prinzipien abzuschlie- 
ßen, die den Einsatz von künstlichen Erdsa- 
telliten für die direkte Übertragung von 
Fernsehprogrammen durch Staaten auf der 
Grundlage entsprechender Abkommen und/ 
oder Vereinbarungen zwischen den senden- 
den und empfangenden Staaten (oder den 
durch die jeweiligen Staaten entsprechend 
bevollmächtigten Sendestationen) regeln-, 

b) seine Bemühungen um die Ausarbeitung 
eines Entwurfs von Prinzipien hinsichtlich 
der rechtlichen Folgen der Luftbildaufklä- 
rung der Erde aus dem Weltraum unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der stän- 
digen Souveränität jedes Landes über seine 
Bodenschätze abzuschließen, so daß alle 
Staaten unterschiedslos Zugang zu den 
durch die Luftbildaufklärungssatelliten ge- 


Die Nahostfrage und das Palästinenserproblem 

Die 66. Interparlamentarische Konferenz 

ist der Auffassung, daß die Herstellung eines 
gerechten und dauerhaften Friedens ina Nahen 
Osten für alle Völker in diesem Gebiet und die 
Sicherheit im Mittelmeerraum sowie die Erhaltung 
des Weltfriedens von wesentlicher Bedeutung ist, 

erinnert an frühere Entschließungen der Interpar- 
lamentarischen Union, vor allem an die Entschlie- 
ßungen der 64. und 65. Interparlamentarischen 
Konferenz in Sofia und Bonn sowie der 122. 
Tagung des Interparlamentarischen Rates in Lissa- 
bon, die sich auf die einschlägigen Entschließun- 
gen der Vereinten Nationen zum Nahen Osten 
beziehen, 

bekräftigt die Unzulässigkeit der Besetzung von 
Territorien durch Gewalt, 

ist tief besorgt über die zahlreichen menschli- 
chen Verluste und die weitreichende Zerstörung, 
unter denen die Zivilbevölkerung besonders im 


Wonnen Daten haben, ohne Beeinträchtigung 
der Interessen der beobachteten Länder — 
Interessen, die als vorrangig angesehen wer- 
den sollten — und unter Gewährleistung der 
erforderlichen Unterstützung für die Ent- 
wicklungsländer, die nicht die zur Verarbei- 
timg solcher Daten benötigten Mittel haben; 

c) künftig an der Ausarbeitung der erforderli- 
chen gesetzlichen Maßnahmen in bezug auf 
die Verwendung von Kernenergiequellen im 
Weltraum mitzuwirken; 

d) auf eine genaue Festlegung des Punktes 
hinzuwirken, wo der Weltraum beginnt; 

e) die Nutzung der geostationären Umlaufbahn 
unter Berücksichtigung der Interessen aller 
Länder und insbesondere der Äquatoriallän- 
der zu regeln; 

5. unterstützt die Bemühungen der gesamten inter- 
nationalen Gemeinschaft um die Förderung 
einer internationalen Zusammenarbeit im Hin- 
blick auf die friedliche Nutzimg des Weltraums 
und fordert die Parlamente imd Regierungen 
dringend auf, die jetzt laufenden UN-Verhand- 
lungen über Weltraumfragen zu beschleimigen, 
um in Übereinstimmung mit den grundlegenden 
Prinzipien der zwischenstaatlichen Beziehungen 
Normen sowie Verfahren auszuarbeiten, die 
ihre Einhaltung tatsächlich sicherstellen; 

6. fordert die Parlamente und Regierimgen drin- 
gend auf, der Notwendigkeit einer möglichst 
weitgehenden Anwendung der vorliegenden 
internationalen Verträge, die innerhalb der Ver- 
einten Nationen im Bereich des Weltraumrechts 
gebilligt wurden, die erforderliche Aufmerksam- 
keit zu schenken, und fordert alle Staaten auf, 
die diesen Verträgen noch nicht angehören, sie 
zu ratifizieren oder ihnen beizutreten. 


Libanon zu leiden hat, über die ständige Ver- 
schlechterung der Lage im südlichen Libanon, die 
besonders auf die wiederholten israelischen 
Angriffe zurückzuführen ist, über die Nichtachtung 
der Entschließungen des UN-Sicherheitsrates und 
über die Hindernisse, auf die die UN-Sicherheits- 
truppe bei der Durchführung ihrer Aufgabe stößt, 

ist sich der Bedeutung der Bemühungen um eine 
Wiederherstellung des Friedens im Nahen Osten 
bewußt, 

bedauert die Unterbrechung der Diskussionen, 
die zur Festlegung eines Verhandlungs Verfahrens 
unter allen beteiligten Parteien, einschließlich der 
PLO als alleinigem legitimen Vertreter des palästi- 
nensischen Volkes, eingeleitet worden waren, 
sowie die anhaltenden Spannungen in diesem 
Gebiet, 

1. bekräftigt, daß jede Regelung des Nahostkon- 
flikts unter Einhaltung der in den Entschließun- 
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gen 242 und 338 des UN-Sicherheitsrates und 
der Entschließung 3236 (XXIX) der UN-Vollver- 
sammlung aufgestellten Prinzipien erfolgen 
muß; 

2. ist der Auffassung, daß es eine umfassende 
Regelung nur geben kann, wenn sie von allen 
Parteien, einschließlich der PLO, ausgehandelt 
wird und daß in dieser Regelung der Rückzug 
der Israelis aus allen besetzten arabischen 
Gebieten, einschließlich des arabischen Teils 
von Jerusalem, verankert werden muß, die legi- 
timen Rechte des palästinensischen Volkes, 
besonders das Recht auf Selbstbestimmung, ein- 
schließlich der Schaffung eines unabhängigen 
Staates, anzuerkennen sind und die Sicherheit 
und territoriale Integrität aller Staaten in die- 
sem Gebiet, einschließlich Israels, innerhalb 
sicherer, anerkannter und international ge- 
währleisteter Grenzen garantiert werden müs- 
sen; 


3. verurteilt Aktionen wie die Errichtung von 
Siedlungen in den besetzten arabischen Gebie- 
ten als Faktoren, die die Herstellung einer 
friedlichen Lösung verzögern, mißbilligt die 
wiederholten Angriffe auf den Libanon, fordert 
Israel auf, diese Angriffe unverzüglich einzu- 
stellen, und verurteilt die fortgesetzten Terror- 
akte gegen die Zivilbevölkerung des Libanon 
und Israels; 

4. fordert die Mitglieder der Union auf, im Ein- 
klang mit den Empfehlungen der Entschließung 
450 (1979) des UN-Sicherheitsrates in bezug auf 
die Wiederherstellung der Autorität und Souve- 
ränität des Staates Libanon über sein gesamtes 
Gebiet alles in ihrer Macht Stehende zu tun; 

5. fordert alle in den Konflikt verwickelten Par- 
teien auf, die Ausarbeitung von Verhandlungs- 
verfahren für die erfolgreiche Verwirklichung 
einer umfassenden Regelung des Konflikts zu 
erleichtern und einen gerechten und dauerhaf- 
ten Frieden im Nahen Osten zu gewährleisten. 




